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Teil 1: Prospekt 

 

Dieser Prospekt mit integriertem Fondsvertrag, die wesentlichen Informationen für die Anlegerinnen und 

Anleger und der letzte Jahres- bzw. Halbjahresbericht (falls nach dem letzten Jahresbericht veröffentlicht) 

sind Grundlage für alle Zeichnungen von Anteilen des Anlagefonds. 

Gültigkeit haben nur Informationen, die im Prospekt, in den wesentlichen Informationen für die Anlegerin-

nen und Anleger oder im Fondsvertrag enthalten sind. 

1. Informationen über den Anlagefonds 

1.1. Gründung des Anlagefonds in der Schweiz 

Der Fondsvertrag des Swiss Fund Management – Vorsorgefonds wurde von der IPConcept (Schweiz) AG) 

als Fondsleitung aufgestellt und mit Zustimmung der DZ PRIVATBANK (Schweiz) AG als Depotbank der 

Eidgenössischen Finanzmarktaufsicht FINMA unterbreitet und von dieser erstmals am 23. Juni 2016 ge-

nehmigt. 

1.2. Für den Anlagefonds relevante Steuervorschriften 

Der Anlagefonds besitzt in der Schweiz keine Rechtspersönlichkeit. Er unterliegt weder einer Ertrags- noch 

einer Kapitalsteuer. 

Die im Anlagefonds auf inländischen Erträgen abgezogene eidgenössische Verrechnungssteuer kann von 

der Fondsleitung für den Anlagefonds vollumfänglich zurückgefordert werden. 

Ausländische Erträge und Kapitalgewinne können den jeweiligen Quellensteuerabzügen des Anlagelandes 

unterliegen. Soweit möglich, werden diese Steuern von der Fondsleitung aufgrund von Doppelbesteue-

rungsabkommen oder entsprechenden Vereinbarungen für die Anleger mit Domizil in der Schweiz zurück-

gefordert. 

Der vom Anlagefonds zurückbehaltene und wieder angelegte Nettoertrag unterliegt der eidgenössischen 

Verrechnungssteuer (Quellensteuer) von 35%. 

In der Schweiz domizilierte Anleger können die in Abzug gebrachte Verrechnungssteuer durch Deklaration 

in der Steuererklärung resp. durch separaten Verrechnungssteuerantrag zurückfordern. 

Im Ausland domizilierte Anleger können die Verrechnungssteuer nach dem allfällig zwischen der Schweiz 

und ihrem Domizilland bestehenden Doppelbesteuerungsabkommen zurückfordern. Bei fehlendem Ab-

kommen besteht keine Rückforderungsmöglichkeit. 

Ferner können sowohl Erträge als auch Kapitalgewinne, ob ausgeschüttet oder thesauriert, je nach Per-

son, welche die Anteile direkt oder indirekt hält, teilweise oder ganz einer sogenannten Zahlstellensteuer 

unterliegen. 

Die steuerlichen Ausführungen gehen von der derzeit bekannten Rechtslage und Praxis aus. Änderungen 

der Gesetzgebung, Rechtsprechung bzw. Erlasse und Praxis der Steuerbehörden bleiben ausdrücklich 

vorbehalten. 

Die Besteuerung und die übrigen steuerlichen Auswirkungen für den Anleger beim Halten bzw. 

Kaufen oder Verkaufen von Fondsanteilen richten sich nach den steuergesetzlichen Vorschriften 

im Domizilland des Anlegers. Für diesbezügliche Auskünfte wenden sich Anleger an ihren Steuer-

berater. 
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Der Anlagefonds hat folgende Steuerstatus: 

Internationaler automatischer Informationsaustausch in Steuersachen (automatischer Informationsaus-

tausch): 

Dieser Anlagefonds qualifiziert für die Zwecke des automatischen Informationsaustausches im Sinne des 

gemeinsamen Melde- und Sorgfaltsstandard der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 

Entwicklung (OECD) für Informationen über Finanzkonten (GMS) als nicht meldendes Finanzinstitut. 

FATCA: 

Der Anlagefonds ist bei den US-Steuerbehörden als Qualified Collective Investment Vehicle („registred 

deemed-compliant FFI“) im Sinne der Sections 1471 – 1474 des U.S. Internal Revenue Code (Foreign Ac-

count Tax Compliance Act, einschliesslich diesbezüglicher Erlasse, „FATCA“) angemeldet. 

1.3. Rechnungsjahr 

Das Rechnungsjahr läuft jeweils vom 1. Januar bis 31. Dezember. 

1.4. Prüfgesellschaft 

Prüfgesellschaft ist PricewaterhouseCoopers AG, Zürich. 

1.5. Anteile 

Alle Anteilsklassen berechtigen zur Beteiligung am ungeteilten Fondsvermögen, welches seinerseits nicht 

segmentiert ist. Diese Beteiligung kann aufgrund klassenspezifischer Kostenbelastungen oder Ausschüt-

tungen oder aufgrund klassenspezifischer Erträge unterschiedlich ausfallen und die verschiedenen An-

teilsklassen können deshalb einen unterschiedlichen Nettoinventarwert pro Anteil aufweisen.  

Die Anteile lauten auf den Inhaber und werden nicht verbrieft, sondern die Anteile werden ganz und/oder in 

Fraktionen buchmässig geführt. Der Anleger ist nicht berechtigt, die Aushändigung eines Anteilscheines zu 

verlangen. 

Gemäss Fondsvertrag steht der Fondsleitung das Recht zu, mit Zustimmung der Depotbank und Geneh-

migung der Aufsichtsbehörde jederzeit verschiedene Anteilsklassen zu schaffen, aufzuheben oder zu ver-

einigen. 

Es bestehen zurzeit folgende Anteilsklassen:  

Die Anteilsklasse A steht dem gesamten Anlegerpublikum offen und ist thesaurierend. 

Die Anteilsklasse V steht ausschliesslich bestimmten Anlegern offen und ist thesaurierend. Als zugelasse-

ne Anleger gelten in Verbindung mit der V-Klasse steuerbefreite inländische Einrichtungen der beruflichen 

Vorsorge, der gebundenen Vorsorge, Freizügigkeitseinrichtungen oder Sozialversicherungs- und Aus-

gleichskassen, und die der Aufsicht des Bundes unterstellten oder inländische öffentlich-rechtliche Le-

bensversicherer, bei welchen die Verrechnungssteuerpflicht durch Meldung gemäss Art. 38a VStV der Er-

träge an die Eidgenössische Steuerverwaltung ESTV erfüllt wird. Die Beurteilung, ob die Teilnahmevo-

raussetzungen erfüllt sind, obliegt der Fondsleitung bzw. der Depotbank. 

Die Anteilsklassen stellen keine segmentierten Vermögen dar. Entsprechend kann nicht ausgeschlossen 

werden, dass eine Anteilsklasse für Verbindlichkeiten einer anderen Anteilsklasse haftet, auch wenn Kos-

ten grundsätzlich nur derjenigen Anteilsklasse belastet werden, der eine bestimmte Leistung zukommt. 

1.6. Kotierung und Handel 

Die Anteile sind nicht börsenkotiert und werden somit auch nicht börsengehandelt. 

1.7. Bedingungen für die Ausgabe und Rücknahme von Fondsanteilen 

Fondsanteile werden an jedem Tag (Montag bis Freitag), der sowohl in Zürich wie auch in Frankfurt am 

Main ein Bankwerktag ist, ausgegeben oder zurückgenommen. Keine Ausgabe oder Rücknahme findet an 
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schweizerischen und deutschen Feiertagen (Ostern, Pfingsten, Weihnachten, Neujahr, Nationalfeiertage 

etc.) statt sowie an Tagen, an welchen die Börsen bzw. Märkte der Hauptanlageländer des Anlagefonds 

geschlossen sind oder wenn ausserordentliche Verhältnisse im Sinn von § 17 Ziff. 4 des Fondsvertrages 

vorliegen. 

Zeichnungs- und Rücknahmeanträge, die bis spätestens 13:30 Uhr an einem Bankwerktag (Auftragstag) 

bei der Depotbank vorliegen, werden am nächsten Bankwerktag (Bewertungstag) auf der Basis des an 

diesem Tag berechneten Inventarwerts abgewickelt. Der zur Abrechnung gelangende Nettoinventarwert ist 

somit im Zeitpunkt der Auftragserteilung noch nicht bekannt (Forward Pricing). Er wird am Bewertungstag 

aufgrund der Schlusskurse des Auftragstages berechnet.  

Der Ausgabepreis ergibt sich aus dem am Bewertungstag berechneten Nettoinventarwert zuzüglich der 

Ausgabekommission. Die Höhe der Ausgabekommission ist aus der nachfolgenden Ziff. 1.11.4 ersichtlich. 

Der Rücknahmepreis entspricht dem am Bewertungstag berechneten Nettoinventarwert. Es wird keine 

Rücknahmekommission belastet. 

Die Nebenkosten für den An- und Verkauf der Anlagen (marktkonforme Courtagen, Kommissionen, Abga-

ben usw.), die dem Anlagefonds aus der Anlage des einbezahlten Betrages bzw. aus dem Verkauf eines 

dem gekündigten Anteil entsprechenden Teils der Anlagen erwachsen, werden dem Fondsvermögen be-

lastet. 

Ausgabe- und Rücknahmepreis werden auf 1/100 der Rechnungseinheit gerundet. Die Zahlung erfolgt je-

weils zwei Bankwerktage nach dem Bewertungstag (Valuta 2 Tage). 

1.8. Verwendung der Erträge 

Der Nettoertrag des Anlagefonds wird jährlich spätestens innerhalb von vier Monaten nach Abschluss des 

Rechnungsjahres dem Fondsvermögen zur Wiederanlage hinzugefügt. Die Fondsleitung kann auch Zwi-

schenthesaurierungen des Ertrages beschliessen. Vorbehalten bleiben allfällige auf der Wiederanlage er-

hobene Steuern und Abgaben. 

Realisierte Kapitalgewinne aus der Veräusserung von Sachen und Rechten können von der Fondsleitung 

ausgeschüttet oder zur Wiederanlage zurückbehalten werden. 

1.9. Anlageziel und Anlagepolitik des Anlagefonds 

1.9.1. Anlageziel 

Das Anlageziel des Swiss Fund Management – Vorsorgefonds besteht hauptsächlich darin, einen langfristi-

gen Vermögenszuwachs mittels Erträgen und Kapitalgewinnen zu erzielen. 

1.9.2. Anlagepolitik 

Der aktiv verwaltete Anlagefonds investiert in erster Linie in direkte und indirekte Anlagen in Forderungs-

wertpapiere und –rechte (Obligationen, Notes, Optionsanleihen, Wandelanleihen und Ähnliches) von priva-

ten und öffentlich-rechtlichen Schuldnern weltweit sowie in direkte und indirekte Anlagen in Beteiligungs-

wertpapiere und  -rechte (Aktien, Genussscheine, Genossenschaftsanteile, Partizipationsscheine und Ähn-

liches) von in- und ausländischen Unternehmen. Daneben kann der Anlagefonds auch Geldmarktinstru-

mente, Immobilienfonds, indirekte Anlagen in Edelmetalle und Rohstoffe sowie andere gemäss Fondsver-

trag zulässige Anlagen erwerben. Der nicht abgesicherte Fremdwährungsanteil beträgt höchstens 30%. 

Derivate können zur Absicherung und für ein effizientes Portfolio Management ohne Hebelwirkung (Le-

verage) eingesetzt werden.  

Die Fondsleitung kann bis zu 35% des Fondsvermögens in Effekten oder Geldmarktinstrumente desselben 

Emittenten anlegen, wenn diese von der Schweizerischen Eidgenossenschaft begeben werden. 

Bei der Auswahl ihrer Anlagen für diesen Anlagefonds beachtet die Fondsleitung die jeweils für Finanzan-

lagen von Vorsorgeeinrichtungen geltenden Anlagevorschriften des Bundesgesetzes über die berufliche 

Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG) und seine Ausführungsverordnungen (zur Zeit Art. 

54 ff. der Verordnung über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge BVV2). Vorbehal-

ten bleiben die zwingenden Bestimmungen des Kollektivanlagenrechts und die zwingenden Bestimmungen 

dieses Fondsvertrages. Basierend auf Art. 50 Abs. 4 BVV2 behält sich die Fondsleitung das Recht vor, in 
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Abweichung von Art. 55 Bst. b BVV2 bis zu 60% des Fondsvermögens in Beteiligungswertpapiere und –

rechte (gem. § 8 Ziff. 2 Bst. ab) zu investieren. 

Ausführungen zur Sicherheitenstrategie: 

Die Fondsleitung tätigt keine Effektenleihe und keine Pensionsgeschäfte und schliesst keine Geschäfte mit 

OTC-Derivaten (OTC-Geschäfte) ab, in deren Rahmen Sicherheiten entgegengenommen werden. Ent-

sprechend verfügt die Fondsleitung über keine Sicherheitenstrategie. 

1.9.3. Der Einsatz von Derivaten  

Die Fondsleitung darf Derivate einsetzen. Der Einsatz von Derivaten darf jedoch auch unter ausseror-

dentlichen Marktverhältnissen nicht zu einer Abweichung von den Anlagezielen beziehungsweise zu einer 

Veränderung des Anlagecharakters des Fonds führen. Bei der Risikomessung gelangt der Commitment-

Ansatz I zur Anwendung. 

Die Derivate bilden Teil der Anlagestrategie und werden nicht nur zur Absicherung von Anlagepositionen 

eingesetzt. 

Im Zusammenhang mit kollektiven Kapitalanlagen dürfen Derivate nur zum Zwecke der Währungsabsiche-

rung eingesetzt werden. Vorbehalten bleibt die Absicherung von Markt-, Zins- und Kreditrisiken bei kol-

lektiven Kapitalanlagen, sofern die Risiken eindeutig bestimmbar und messbar sind. 

Es dürfen nur Derivat-Grundformen verwendet werden, d.h. Call- oder Put-Optionen, Swaps und 

Termingeschäfte (Futures und Forwards), wie sie im Fondsvertrag näher beschrieben sind (vgl. § 12), 

sofern deren Basiswerte gemäss Anlagepolitik als Anlage zulässig sind. Die Derivate können an einer 

Börse oder an einem anderen geregelten, dem Publikum offenstehenden Markt gehandelt oder OTC (over-

the-counter) abgeschlossen sein. Derivate unterliegen neben dem Markt- auch dem Gegenparteirisiko, 

d.h. dem Risiko, dass die Vertragspartei ihren Verpflichtungen nicht nachkommen kann und dadurch einen 

finanziellen Schaden verursacht. 

Der Einsatz dieser Instrumente darf auch unter ausserordentlichen Marktverhältnissen weder eine Hebel-

wirkung (sog. Leverage) auf das Fondsvermögen ausüben noch einem Leerverkauf entsprechen. 

1.10. Nettoinventarwert 

Der Nettoinventarwert eines Anteils einer Klasse ergibt sich aus der der betreffenden Anteilsklasse am 

Verkehrswert des Fondsvermögens zukommenden Quote, vermindert um allfällige Verbindlichkeiten des 

Anlagefonds, die der betreffenden Anteilsklasse zugeteilt sind, dividiert durch die Anzahl der im Umlauf 

befindlichen Anteile der entsprechenden Klasse. Er wird auf 1/100 der Rechnungseinheit gerundet. 

1.11. Vergütungen und Nebenkosten 

1.11.1. Vergütungen und Nebenkosten zulasten des Fondsvermögens (Auszug aus § 19 des 

Fondsvertrags) 

Verwaltungskommission der Fondsleitung: 

für die Anteilsklasse A höchstens 1.00% p.a. 

für die Anteilsklasse V höchstens 1.00% p.a. 

Die Kommission wird verwendet für die Leitung, die Vermögensverwaltung und gegebenenfalls für die Ver-

triebstätigkeit in Bezug auf den Anlagefonds. 

Ausserdem werden damit die folgenden Dienstleistungen Dritter vergütet: 

 

- Datenfernverarbeitung im Rahmen der Fondsbuchhaltung bzw. Fondsadministration; 

- Betrieb der IT-Systeme und Support-Dienstleistungen für die Einhaltung der Anlage- und Restriktions-

vorschriften sowie für die Berechnung der Risikomodelle von Derivaten; 

- Erstellung von Fondsdokumenten; 

- Rechts- und Steuerberatung. 
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Depotbankkommission der Depotbank: 

für die Anteilsklasse A höchstens 0.15% p.a. 

für die Anteilsklasse V höchstens 0.15% p.a. 

Die Kommission wird verwendet für die Aufgaben der Depotbank wie die Aufbewahrung des Fondsvermö-

gens, die Besorgung des Zahlungsverkehrs und die sonstigen in § 4 des Fondsvertrages aufgeführten 

Aufgaben. 

Ausserdem wird damit die folgende Dienstleistung Dritter vergütet: 

- Verwahrung von Werten bei Dritt- und Zentralverwahrer im In- und Ausland. 

Zusätzlich können dem Anlagefonds die weiteren in § 19 des Fondsvertrags aufgeführten Vergütungen 

und Nebenkosten in Rechnung gestellt werden. 

Die effektiv angewandten Sätze sind jeweils aus dem Jahres- und Halbjahresbericht ersichtlich. 

1.11.2. Total Expense Ratio  

Der Koeffizient der gesamten, laufend dem Fondsvermögen belasteten Kosten (Total Expense Ratio, TER) 

betrug: 

Anteilsklasse / Jahr A V 

31.12.2020 n.a. 0.68% (exkl. Performance Fee) 

0.68% (inkl. Performance Fee) 

31.12.2021 n.a. 0.68% (exkl. Performance Fee) 

0.68% (inkl. Performance Fee) 

1.11.3. Zahlung von Retrozessionen und Rabatten 

Die Fondsleitung und deren Beauftragte bezahlen keine Retrozessionen an Dritte zur Entschädigung der 

Vertriebstätigkeit von Fondsanteilen in der Schweiz oder von der Schweiz aus. 

Die Fondsleitung und deren Beauftragte bezahlen im Zusammenhang mit der Vertriebstätigkeit in der 

Schweiz oder von der Schweiz aus keine Rabatte um die auf den Anleger entfallenden, dem Fonds belas-

teten Gebühren und Kosten zu reduzieren. 

1.11.4. Vergütungen und Nebenkosten zulasten der Anleger (Auszug aus § 18 des Fondsvertrags) 

Ausgabekommission zugunsten der Fondsleitung, Depotbank 

und/oder Vertreibern im In- und Ausland: höchstens 3.00% 

1.11.5. Performance Fee 

Ausserdem wird für die Vermögensverwaltung eine erfolgsabhängige Kommission („Performance Fee“) in 

Höhe von 10% der jährlichen Nettoinventarwertentwicklung je Anteil erhoben, sofern der Nettoinventarwert 

je Anteil zum Geschäftsjahresende höher ist als der höchste Nettoinventarwert je Anteil der vorangegan-

genen Geschäftsjahresenden (High Watermark Prinzip). 

High Watermark Prinzip: 

Eine allfällige Performance Fee wird jährlich per 31. Dezember für das abgelaufene Geschäftsjahr erhoben 

und an die Fondsleitung ausbezahlt, sofern die High Watermark überschritten wurde. Falls der Anteilswert 

am letzten Bewertungstag jenes Geschäftsjahres höher als die bisherige High Watermark ist, so wird die 

High Watermark neu auf den errechnetet Anteilswert am letzten Bewertungstag jenes Geschäftsjahres 
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gesetzt. Liegt der Anteilspreis unterhalb der bisherigen High Watermark, so bleibt die High Watermark un-

verändert.  

Die Anteilswertentwicklung wird, beginnend am Anfang jedes Geschäftsjahres, bewertungstäglich durch 

Vergleich des aktuellen Anteilwerts zum höchsten Anteilswert der vorangegangenen Geschäftsjahresen-

den (High Watermark) errechnet. Bestehen im Anlagefonds unterschiedliche Anteilsklassen, wird der An-

teilswert pro Anteilsklasse für die Berechnung zugrunde gelegt. Die Berechnungsbasis der Anteilswertent-

wicklung wird bei Thesaurierung um den Verrechnungssteuerbetrag adjustiert. 

An Bewertungstagen, an denen der aktuelle Anteilswert die High Watermark übertrifft, verändert sich der 

abgegrenzte Gesamtbetrag nach der oben dargestellten Methode. An den Bewertungstagen, an denen der 

aktuelle Anteilswert die High Watermark unterschreitet, wird der abgegrenzte Gesamtbetrag aufgelöst. Als 

Basis der Berechnung werden die Daten des vorherigen Bewertungstages (am Geschäftsjahresende tag-

gleich) herangezogen. 

Der zum letzten Bewertungstag der Abrechnungsperiode berechnete Betrag wird, sofern eine auszah-

lungsfähige Performance Fee vorliegt, dem Anlagefonds zulasten der betreffenden Anteilsklassen am En-

de des Geschäftsjahres entnommen. 

 

Beispiel für die Berechnung der Performance Fee: 

 

 Jahr 1 Jahr 2 Jahr 3 Jahr 4 Jahr 5 

Anzahl Anteile 1’000 1’000 1’000 1’000 1’000 

Anteilswert - Anfang 100,00 104,50 106,75 113,28 110,00 

Anteilswert - Ende 105,00 107,00 114,00 110,00 112,00 

High Water Mark 100,00 104,50 106,75 113,28 113,28 

Performance Fee pro Anteil 0,50 0,25 0,73 0,00 0,00 

Performance Fee Satz 10% 10% 10% 10% 10% 

Performance Fee (Ja/Nein) Ja Ja Ja Nein Nein 

Performance Fee (Höhe) 500,00 250,00 725,00 0,00 0,00 

 

Jahr 1 

Der Fondsanteilspreis übertrifft die gültige High Water Mark (CHF 100). Eine Performance Fee fällt an. Die 

High Water Mark steigt im Folgejahr auf CHF 104,50. 

Jahr 2 

Der Fondsanteilspreis übertrifft die gültige High Water Mark (CHF 104,50). Eine Performance Fee fällt an. 

Die High Water Mark steigt im Folgejahr auf CHF 106,75. 

Jahr 3 

Der Fondsanteilspreis übertrifft die gültige High Water Mark (CHF 106,75). Eine Performance Fee fällt an. 

Die High Water Mark steigt im Folgejahr auf CHF 113,28. 

Jahr 4 

Der Fondsanteilspreis liegt unter der gültigen High Water Mark (CHF 113,28). Es fällt keine Performance 

Fee an. Die High Water Mark bleibt unverändert bei CHF 113,28. 
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Jahr 5 

Der Fondsanteilspreis liegt unter der gültigen High Water Mark (CHF 113,28). Es fällt keine Performance 

Fee an. Die High Water Mark bleibt unverändert bei CHF 113,28. 

1.11.6. Gebührenteilungsvereinbarungen („commission sharing agreements“) und geldwerte 

Vorteile (“soft commissions“) 

Die Fondsleitung hat keine Gebührenteilungsvereinbarungen („commission sharing agreements“) ge-

schlossen. 

Die Fondsleitung hat keine Vereinbarungen bezüglich so genannten “soft commissions“ geschlossen. 

1.11.7. Anlagen in verbundene kollektive Kapitalanlagen 

Bei Anlagen in kollektive Kapitalanlagen, welche die Fondsleitung unmittelbar oder mittelbar selbst verwal-

tet, oder die von einer Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Fondsleitung durch eine gemeinsame 

Verwaltung, Beherrschung oder durch eine wesentliche direkte oder indirekte Beteiligung verbunden ist, 

wird keine Ausgabe- und Rücknahmekommission belastet. 

1.12. Einsicht der Berichte 

Der Prospekt mit integriertem Fondsvertrag, die wesentlichen Informationen für die Anlegerinnen und An-

leger und die Jahres- bzw. Halbjahresberichte können bei der Fondsleitung, der Depotbank und allen Ver-

treibern kostenlos bezogen werden. 

1.13. Rechtsform des Anlagefonds 

Der Anlagefonds ist ein Anlagefonds schweizerischen Rechts der Art «übrige Fonds für traditionelle Anla-

gen» gemäss Bundesgesetz über die kollektiven Kapitalanlagen vom 23. Juni 2006. 

Der Anlagefonds basiert auf einem Kollektivanlagevertrag (Fondsvertrag), in dem sich die Fondsleitung 

verpflichtet, den Anleger  nach Massgabe der von ihm erworbenen Fondsanteile am Anlagefonds zu betei-

ligen und diesen gemäss den Bestimmungen von Gesetz und Fondsvertrag selbständig und im eigenen 

Namen zu verwalten. Die Depotbank nimmt nach Massgabe der ihr durch Gesetz und Fondsvertrag über-

tragenen Aufgaben am Fondsvertrag teil. 

1.14. Die wesentlichen Risiken 

Die nachstehenden Risikohinweise beschreiben gewisse Risikofaktoren, die mit einer Anlage in den Anla-

gefonds verbunden sein können. Diese Risikohinweise sollten von Anlegern vor der Anlage in den Anlage-

fonds berücksichtigt werden. Die nachstehenden Risikohinweise sind nicht als umfassende Darstellung 

aller mit einer Anlage in den Anlagefonds verbundenen Risiken zu verstehen. 

Allgemeines Marktrisiko: 

Die Vermögensgegenstände, in die die Fondsleitung für Rechnung des Anlagefonds investiert, enthalten 

neben den Chancen auf Wertsteigerung auch Risiken. Investiert ein Anlagefonds direkt oder indirekt in 

Wertpapiere und sonstige Vermögenswerte, ist er den – auf vielfältige, teilweise auch auf irrationale Fakto-

ren zurückgehenden – generellen Trends und Tendenzen an den Märkten, insbesondere an den Wert-

papiermärkten, ausgesetzt. So können Wertverluste auftreten, indem der Marktwert der Vermögensgegen-

stände gegenüber dem Einstandspreis fällt. Veräussert der Anteilinhaber Anteile des Anlagefonds zu ei-

nem Zeitpunkt, in dem die Kurse der in dem Anlagefonds befindlichen Vermögensgegenstände gegenüber 

dem Zeitpunkt seines Anteilerwerbs gefallen sind, so erhält er das von ihm in den Anlagefonds investierte 

Geld nicht vollständig zurück. Obwohl der Anlagefonds stetige Wertzuwächse anstrebt, können diese nicht 

garantiert werden. Das Risiko des Anlegers ist jedoch auf die angelegte Summe beschränkt. Eine Nach-

schusspflicht über das vom Anleger investierte Geld hinaus besteht nicht. 
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Zinsänderungsrisiko:  

Mit der Investition in festverzinsliche Wertpapiere ist die Möglichkeit verbunden, dass sich das Marktzinsni-

veau, das im Zeitpunkt der Begebung eines Wertpapiers besteht, ändern kann. Steigen die Marktzinsen 

gegenüber den Zinsen zum Zeitpunkt der Emission, so fallen i.d.R. die Kurse der festverzinslichen Wert-

papiere. Fällt dagegen der Marktzins, so steigt der Kurs festverzinslicher Wertpapiere. Diese Kursentwick-

lung führt dazu, dass die aktuelle Rendite des festverzinslichen Wertpapiers in etwa dem aktuellen Markt-

zins entspricht. Diese Kursschwankungen fallen jedoch je nach Laufzeit der festverzinslichen Wertpapiere 

unterschiedlich aus. Festverzinsliche Wertpapiere mit kürzeren Laufzeiten haben geringere Kursrisiken als 

festverzinsliche Wertpapiere mit längeren Laufzeiten. Festverzinsliche Wertpapiere mit kürzeren Laufzei-

ten haben demgegenüber in der Regel geringere Renditen als festverzinsliche Wertpapiere mit längeren 

Laufzeiten. 

Kreditrisiko: 

Festverzinsliche Wertpapiere unterliegen dem Risiko der Unfähigkeit des Emittenten oder eines Garantie-

gebers, Kapital- und/oder Zinszahlungen für seine Verpflichtungen zu leisten. Emittenten oder Garanten, 

die ein höheres Kreditrisiko aufweisen, bieten in der Regel höhere Erträge für dieses zusätzliche Risiko. 

Veränderungen der Finanzlage eines Emittenten oder Garanten, Veränderungen der wirtschaftlichen und 

politischen Umstände im Allgemeinen oder Veränderungen der wirtschaftlichen und politischen Umstände, 

die sich auf einen bestimmten Emittenten oder Garanten auswirken, sind Faktoren, die negative Auswir-

kungen auf die Bonität eines Emittenten oder Garanten haben können. 

Hochverzinsliche resp. niedriger als Investment Grade eingestufte Forderungswertpapiere und -

wertrechte:   

Hochverzinsliche Wertpapiere (High Yield) bzw. niedriger als Investment Grade eingestufte Wertpapiere 

(Non-Investment Grade) sind in der Regel mit einem höheren Kredit- oder Ausfallrisiko verbunden als 

Wertpapiere besserer Qualität. Je geringer die Bonität, desto grösser ist die Wahrscheinlichkeit, dass ein 

Emittent oder Garant seinen Kapital- und/oder Zinszahlungen nicht nachkommen kann. Solche Wertpapie-

re sind in der Regel volatiler als Wertpapiere besserer Qualität, so dass sich negative wirtschaftliche und 

politische Ereignisse in stärkerem Masse auf die Kurse von solchen Wertpapieren auswirken können. Der 

Markt für solche Wertpapiere weist im Allgemeinen eine geringere Liquidität und Aktivität auf als der Markt 

für Wertpapiere besserer Qualität, und die Fähigkeit des Anlagefonds, seine Bestände aufgrund von Ände-

rungen der wirtschaftlichen und politischen Situation oder aufgrund von Veränderungen der Situation an 

den Finanzmärkten zu veräussern, kann durch solche Fak-toren stärker eingeschränkt sein. 

Anlagen in Aktien:  

Der Aktienkurs kann von vielen Faktoren auf Ebene des jeweiligen Unternehmens sowie von allgemeinen 

wirtschaftlichen und politischen Entwicklungen, u.a. Entwicklungstendenzen beim Wirtschaftswachstum, 

Inflation und Zinssätze, Meldungen über Unternehmensgewinne, demographische Trends und Katastro-

phen beeinflusst werden. Die Risiken im Zusammenhang mit der Anlage in Aktien und aktienähnlichen 

Wertpapieren umfassen insbesondere grössere Marktpreisschwankungen, negative Informationen über 

Emittenten oder Märkte und den nachrangigen Status von Aktien gegenüber Schuldverschreibungen des-

selben Emittenten.  

Kleine und mittlere Unternehmen:  

Mit der Investition in Unternehmen mit geringer Marktkapitalisierung und in Wertpapiere kleiner und mittle-

rer Unternehmen sind gewisse Risiken verbunden. Die Marktpreise solcher Wertpapiere können volatiler 

sein als die von grossen Unternehmen, nicht zuletzt wegen geringerer Liquidität. Da kleine und mittlere 

Unternehmen normalerweise weniger ausstehende Aktien haben als grössere Unternehmen, kann es 

schwieriger sein, signifikante Men-gen von Aktien zu kaufen und zu verkaufen, ohne die Marktpreise zu 

beeinflussen. Es gibt in der Regel weniger öffentlich verfügbare Informationen über diese Firmen als über 

grosse Firmen. Die geringere Kapitalisierung solcher Firmen und die Tatsache, dass kleine Firmen mög-

licherweise kleinere Produktlinien haben und einen kleineren Marktanteil beherrschen als grössere Firmen, 

kann sie empfindlicher gegenüber Schwankungen des wirtschaftlichen Zyklus machen. Zusätzlich können 

in Ausnahme-fällen an einer Börse kotierte Aktien von kleineren Unternehmen dekotiert werden. 
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Indirekte Anlagen in Immobilien: 

Das Risikoprofil von Immobilien korreliert nur bedingt mit demjenigen herkömmlicher Aktienanlagen. Im-

mobilien bringen in der Regel den Vorteil regelmässig wiederkehrender Er-träge mit sich. Allerdings kann 

es auf dem Markt aus verschiedenen Gründen (fiskalische An-reize, attraktive Kreditbedingungen, Flucht 

in Sachwerte, etc.) zu Preisübertreibungen bzw. Blasen kommen. Immobilien reagieren ähnlich wie Anlei-

hen auf Zinsänderungen. Für Immobilien existiert oftmals keine oder nur beschränkt liquide Märkte, was 

die Verwaltung eines Immobilienfonds oder einer Immobiliengesellschaft daran hindern kann, Gewinne auf 

ihren Anlagen kurzfristig zu realisieren. Einzelne Zielfonds oder Immobiliengesellschaften können schwer 

zu bewertende Anlagen halten. Der Wert von Immobilien hängt überdies von den Kapitalmarkt- und den 

Hypothekarsätzen, aber auch von der allgemeinen Konjunkturentwicklung ab. Der Börsenkurs von Immobi-

lienfonds oder Immobiliengesellschaften, in die der Fonds investiert, kann je nach Marktentwicklung über 

oder unter deren Nettoinventarwert bzw. dem inneren Wert der Immobilienanlagen liegen. Die Fondslei-

tung kann gezwungen sein, ihre indirekten Anlagen in Immobilien zu einem ungünstigen Zeitpunkt zu reali-

sieren. 

Konzentrationsrisiken:  

Die Strategie eines Anlagefonds, in eine begrenzte Anzahl von Faktoren, Märkten, Sektoren oder Vermö-

genswerte zu investieren, kann die Volatilität der Anlageperformance des Anlagefonds im Vergleich zu an-

deren Anlagefonds erhöhen, die in eine grössere Anzahl von Fak-toren, Märkten, Sektoren oder Vermö-

genswerte investieren. Wenn sich Faktoren, Märkte, Sektoren oder Vermögenswerte, in die der Anlage-

fonds investiert, schlecht entwickeln, könnten dem Anlagefonds grössere Verluste entstehen, als wenn er 

in eine grössere Anzahl von Faktoren, Märkte, Sektoren oder Vermögenswerte investiert hätte.  

Derivatrisiko:  

Durch einen möglichen Einsatz von Derivaten zur Verfolgung des Anlageziels oder zur Absicherung des 

Fondsvermögens geht der Anlagefonds zusätzliche Risiken ein, welche von den Merkmalen sowohl des 

jeweiligen Derivates als auch des zugrunde liegenden Basiswerts ab-hängen. 

Anlagen in Strukturierte Produkte / Zertifikate:  

Der Anlagefonds kann in Strukturierte Produkte/Zertifikate investieren. Ihr Wert ist meist mit den Struktu-

rierten Produkten/Zertifikaten zugrunde liegenden Basiswerten verknüpft. Zertifikate berechtigen den Inha-

ber nicht am Underlying. Sie repräsentieren keinerlei An-spruch und im Fall eines Verlustes hat der Inves-

tor kein Anrecht gegenüber der Gesellschaft des Underlying. Investoren in Zertifikate sind dem Gegenpar-

teirisiko ausgesetzt. Falls der Emittent insolvent wird, können Investoren nur gegen den Emittenten als 

Kreditoren klagen und können ihr ganzes Investment verlieren, auch wenn sich das Underlying den Erwar-

tungen entsprechend entwickelt. Es kann nicht garantiert werden, dass Zertifikate auf dem Sekundärmarkt 

gehandelt werden können oder ob ein solcher Markt liquid oder illiquid ist. Zertifikate werden an keiner 

Börse gehandelt oder auf einem anderen dem Publikum offenstehenden Markt gehandelt. Es könnte 

schwierig sein, Preis-Informationen zu erhalten und die Liquidität und Marktpreise der Zertifikate könnten 

dadurch negativ beeinträchtig werden.  

Anlagen in Zielfonds: 

Bei Anlagen in Zielfonds können dieselben Kosten sowohl auf Ebene des Anlagefonds als auch auf Ebene 

des Zielfonds anfallen. Gegebenenfalls müssen ausländische Zielfonds nicht zum Vertrieb in der Schweiz 

genehmigt sein und unterstehen unter Umständen keiner gleichwertigen Regulierung und Aufsicht in ihrem 

Herkunftsland, welche ein vergleichbares Schutzniveau bietet. Ein Anlagefonds kann sein Anlageziel unter 

Umständen nur erreichen, wenn auch ein Zielfonds sein Anlageziel erreicht. Die Wertentwicklung von An-

teilen bzw. Aktien eines Zielfonds ist massgeblich von der Leistung des jeweiligen Vermögensverwalters 

abhängig, wobei weder die Fondsleitung noch der für den Fonds eingesetzte Vermögensverwalter eine 

unmittelbare Kontrolle über die Verwaltung der Anlagen in einem Zielfonds hat. Der Wert der gehaltenen 

Anteile bzw. Aktien eines Zielfonds kann je nach den Anlagen, in welche der Zielfonds investiert, von wei-

teren Risiken beeinflusst werden, welchen folglich auch das investierende Fondsvermögen ausgesetzt ist. 

Die Anlage in Anteile bzw. Aktien eines Zielfonds ist mit dem Risiko verbunden, dass die Rücknahme der 

Anteile bzw. Aktien Einschränkungen unterliegen kann, wodurch Anlagen in Zielfonds möglicherweise we-

niger liquide sind als andere Arten von Anlagen. 
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Alternative Anlagen: Indirekte Anlagen in Edelmetalle und Commodities:  

Die Märkte für Anlagen in Edelmetallen und Commodities können sich anders als die Aktienmärkte entwi-

ckeln. Neben der Nachfrage nach diesen Rohstoffen sind phasenweise erhebliche spekulative Engage-

ments zu verzeichnen, die die Volatilität der Märkte erhöhen. Im Übrigen sind die Preise von Commodities 

vorab von der globalen Nachfrage bzw. der antizipierten Nachfrage nach Rohstoffen abhängig. Die Pro-

duktion kann überwiegend erst zeitverzögert angepasst werden. Commodities werden häufig in Ländern 

gefördert, deren politische und gesellschaftliche Situation instabil ist, was sich negativ auf die Produktion 

der entsprechenden Commodities und damit auf die Preisbildung auswirken kann. Namentlich bei seltenen 

Metallen können aufgrund von irrationalem Marktverhalten Preisausschläge auftreten. 

Währungsrisiko: 

Hält der Anlagefonds direkt oder indirekt Vermögenswerte, die auf Fremdwährungen lauten, so ist er (so-

weit Fremdwährungspositionen nicht abgesichert werden) einem Währungsrisiko ausgesetzt. Eine eventu-

elle Abwertung der Fremdwährung gegenüber der Basiswährung des Anlagefonds führt dazu, dass der 

Wert der auf Fremdwährung lautenden Vermögenswerte sinkt.   

Anteilklassen, deren Währung nicht auf die Anlagefondswährung lautet, können entsprechend einem ab-

weichenden Währungsrisiko unterliegen. Dieses Währungsrisiko kann im Einzelfall gegen die Anlage-

fondswährung abgesichert werden. 

Liquiditätsrisiko: 

Bei Finanzinstrumenten besteht das Risiko, dass ein Markt phasenweise illiquid ist. Dies kann zur Folge 

haben, dass Instrumente nicht zum gewünschten Zeitpunkt und/oder nicht in der gewünschten Menge 

und/oder nicht zum erwarteten Preis gehandelt werden können. Phasenweise illiquide Finanzmärkte ver-

bunden mit hohen Rücknahmeanträgen können dazu führen, dass die Fondsleitung möglicherweise die 

Rückzahlungen nicht innerhalb des in diesem Fondsvertrag angegebenen Zeitraums und/oder nicht ohne 

erhebliche Beeinträchtigung des Nettoinventarwerts des Anlagefonds vornehmen kann. Zusätzlich können 

in Ausnahmefällen an einer Börse kotierte Finanzinstrumente dekotiert werden. Das Liquiditätsrisiko ist 

insofern begrenzt, als für den Fonds überwiegend Anlagen in relativ liquiden Instrumenten und Märkten 

angestrebt werden. 

Gegenparteirisiko:  

Das Gegenparteirisiko kennzeichnet die Wahrscheinlichkeit einer Zahlungsunfähigkeit des Schuldners, 

einer Gegenpartei einer hängigen Transaktion oder des Emittenten oder Garanten einer Effekte oder eines 

Derivats. Der Eintritt der Zahlungsunfähigkeit einer solchen Partei hat zur Folge, dass der Betrag der mit 

dem Risiko dieser Partei behafteten Anlage teil-weise oder gänzlich verloren geht. Gradmesser für die Bo-

nität einer Gegenpartei bildet u.a. deren Einstufung (Rating) durch Ratingagenturen. Ausserdem ist ein 

Anlagefonds dem Risiko ausgesetzt, dass eine erwartete Zahlung oder Lieferung von Vermögenswerten 

nicht oder nicht fristgemäss erfolgt. Marktpraktiken in Bezug auf die Abwicklung von Transaktionen und die 

Verwahrung von Vermögenswerten können zu erhöhten Risiken führen. 

Operationelle Risiken: 

Für den Anlagefonds kann ein Verlustrisiko bestehen, das sich beispielsweise aus unzureichenden inter-

nen Prozessen sowie aus menschlichem oder Systemversagen bei der Fondsleitung oder externen Dritten 

ergeben kann. Diese Risiken können die Wertentwicklung des Anlagefonds beeinträchtigen und sich damit 

auch nachteilig auf den Anteilswert und auf das vom Anleger investierte Kapital auswirken. 

Abwicklungsrisiko:  

Bei der Abwicklung von Wertpapiergeschäften besteht das Risiko, dass eine der Vertragsparteien nicht, 

verzögert oder nicht vereinbarungsgemäss zahlt bzw. die Wertpapiere nicht oder nicht fristgerecht liefert. 

Dieses Abwicklungsrisiko besteht auch bei der Rückabwicklung von Sicherheiten für den Fonds. 
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Verwahrrisiko:  

Das Verwahrrisiko beschreibt das Risiko, das aus der grundsätzlichen Möglichkeit resultiert, dass das in 

Verwahrung befindliche Fondsvermögen im Falle der Insolvenz, Sorgfaltspflichtverletzungen oder miss-

bräuchlichem Verhalten des Verwahrers oder eines Dritt- oder Zentralverwahrers teilweise oder vollständig 

dem Zugriff des Anlagefonds zu dessen Schaden entzogen werden könnten. 

1.15. Liquiditätsrisikomanagement 

Die Fondsleitung stellt ein angemessenes Liquiditätsmanagement sicher. Um das Recht der Anleger auf 

jederzeitige Rückgabe ihrer Anteile grundsätzlich gewährleisten zu können, überwacht die Fondsleitung 

regelmässig die Liquiditätsrisiken. Hierzu hat die Fondsleitung einen dreistufigen Prozess festgelegt, wel-

ches ihr ermöglicht, die Liquiditätsrisiken zu überwachen. Auf der einen Seite wird die Liquidität der Positi-

onen des Anlageportfolios beurteilt. Auf der anderen Seite wird auf Basis der historischen Anteilsschein-

rückgaben die maximale Höhe der erwarteten Anteilsscheinrückgaben geschätzt, die bei Eintritt bedient 

werden müssten. Dabei wird der Liquidity-at-Risk als Mass verwendet. Zum Schluss wird basierend auf der 

Liquiditätssituation des Anlageportfolios analysiert, ob ausreichend Liquidität vorhanden ist, um die ge-

schätzten Anteilsscheinrückgaben zu bedienen. Zusätzlich werden Liquiditätsstresstests durchgeführt, um 

genauer zu untersuchen, wie sich das Portfolio in Krisensituationen verhält und ob mit potentiellen Liquidi-

tätsproblemen in diesen Fällen zu rechnen ist. 

2. Informationen über die Fondsleitung 

2.1. Allgemeine Angaben zur Fondsleitung 

Die Fondsleitung ist die IPConcept (Schweiz) AG. Seit der Gründung im Jahre 2008 als Aktiengesellschaft 

ist die Fondsleitung heute mit Sitz in Zürich im Fondsgeschäft tätig. 

2.2. Weitere Angaben zur Fondsleitung 

Die Fondsleitung verwaltete in der Schweiz per 31. Dezember 2021 insgesamt 8 kollektive Kapitalanlagen, 

wobei sich die Summe der verwalteten Vermögen am 31. Dezember 2021 auf CHF 600.2 Mio. belief. 

Weiter kann die Fondsleitung insbesondere die folgenden Dienstleistungen erbringen: 

- Vermögensverwaltung 

- Anlageberatung 

- Aufbewahrung und technische Verwaltung kollektiver Kapitalanlagen 

-  Vertretung ausländischer kollektiver Kapitalanlagen in der Schweiz 

-  Administration einer Investmentgesellschaft mit variablem Kapital (SICAV) 

 

Die Adresse der Fondsleitung lautet: 
IPConcept (Schweiz) AG 
Münsterhof 12 
Postfach  
8022 Zürich  
www.ipconcept.com 

 

2.3. Verwaltungs- und Leitorgane 

Der Verwaltungsrat setzt sich aus folgenden Personen zusammen: 

Präsident: 

- Herr Dr. Frank Müller, Mitglied des Vorstandes DZ PRIVATBANK S.A., L-Strassen.  

Vizepräsidentin: 

- Frau Vanessa Honsel, Gruppenleiterin Portfoliomanagement DZ PRIVATBANK (Schweiz) AG, Zürich. 

 

http://www.ipconcept.com/
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Mitglied: 

- Herr Julien Zimmer, Generalbevollmächtigter Investmentfonds DZ PRIVATBANK S.A., L-Strassen. 

 

Die Geschäftsleitung setzt sich aus folgenden Personen zusammen:  

- Herr Walter Forster, Mitglied der Geschäftsleitung. 

- Herr Patrick Wüest, Mitglied der Geschäftsleitung. 

 

2.4. Gezeichnetes und einbezahltes Kapital 

Die Höhe des gezeichneten Aktienkapitals der Fondsleitung beträgt am 31. Dezember 2021 CHF 6.5 Mio. 

Das Aktienkapital ist in Namenaktien eingeteilt und zu 100% einbezahlt. 

Die Aktien der Fondsleitung werden wie folgt gehalten: 

DZ PRIVATBANK (Schweiz) AG: 6’500 Aktien (100%) 

2.5. Übertragung der Anlageentscheide und weiterer Teilaufgaben 

Die Anlageentscheide des Anlagefonds sind an die Swiss Fund Management AG, Bühlstrasse 2, 8125 Zol-

likerberg, übertragen. 

Folgende weitere Teilaufgaben wie Unterstützung bei Rechts- und Steuerberatung, interne Revision, 

Rechnungswesen der Fondsleitung, Support IT, Personalwesen und logistische Dienstleistungen sind an 

die DZ PRIVATBANK (Schweiz) AG, Münsterhof 12, 8022 Zürich übertragen.  

Die Datenfernverarbeitung im Rahmen der Fondsbuchhaltung bzw. Fondsadministration wird von der Uni-

on Service-Gesellschaft mbH, Weissfrauenstrasse 7, DE-60311 Frankfurt am Main, Deutschland, durchge-

führt. Bei der Union Service-Gesellschaft mbH, Frankfurt am Main, handelt es sich um ein professionelles, 

auf die Administration von Anlagefonds spezialisiertes Unternehmen, für deren Dienstleistungen mit der 

Schweiz vergleichbare gesetzliche und aufsichtsrechtliche Vorgaben gelten. Die Union Service-

Gesellschaft mbH erbringt für insgesamt acht im In- und Ausland domizilierte Gesellschaften, die teilweise 

Tochtergesellschaften der Union Asset Management Holding AG sind, Dienstleistungen im Rahmen der 

Fondsadministration. Die genaue Ausführung des Auftrages regelt ein zwischen der Fondsleitung und der 

Union Service-Gesellschaft mbH abgeschlossener Vertrag.  

Die Fondsleitung hat die IPConcept (Luxemburg) S.A., 4 Rue Thomas Edison, 1445 Strassen, Luxemburg, 

mit Teilaufgaben im Bereich Riskmanagement beauftragt. Hier handelt es sich um den Betrieb der IT-

Systeme und um Support-Dienstleistungen für die Einhaltung der kollektivanlagegesetzlichen und 

fondsspezifischen Anlage- und Restriktionsvorschriften sowie für die Berechnung der Risikomodelle von 

Derivaten. Die genaue Ausführung der Aufträge regelt ein zwischen der Fondsleitung und der IPConcept 

(Luxemburg) S.A. abgeschlossener Vertrag. 

2.6. Ausübung von Mitgliedschafts- und Gläubigerrechten 

Die Fondsleitung übt die mit den Anlagen der verwalteten Fonds verbundenen Mitgliedschafts- und Gläu-

bigerrechte unabhängig und ausschliesslich im Interesse der Anleger aus. Die Anleger erhalten auf 

Wunsch bei der Fondsleitung Auskunft über die Ausübung der Mitgliedschafts- und Gläubigerrechte. 

Bei anstehenden Routinegeschäften ist es der Fondsleitung freigestellt, die Mitgliedschafts- und Gläubiger-

rechte selber auszuüben oder die Ausübung an die Depotbank oder Dritte zu delegieren, sowie auf die 

Ausübung der Mitgliedschafts- und Gläubigerrechte zu verzichten. 

Bei allen sonstigen Traktanden, welche die Interessen der Anleger nachhaltig tangieren könnten, wie na-

mentlich bei der Ausübung von Mitgliedschafts- und Gläubigerrechten, welche der Fondsleitung als Aktio-

närin oder Gläubigerin der Depotbank oder sonstiger ihr nahestehender juristischer Personen zustehen, 

übt die Fondsleitung das Stimmrecht selber aus oder erteilt ausdrückliche Weisungen. Sie darf sich dabei 
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auf Informationen abstützen, die sie von der Depotbank, dem Vermögensverwalter, der Gesellschaft oder 

von Stimmrechtsberatern und weiteren Dritten erhält oder aus der Presse erfährt. 

3. Informationen über die Depotbank 

3.1. Allgemeine Angaben zur Depotbank 

Depotbank ist die DZ PRIVATBANK (Schweiz) AG. Die Bank wurde im Jahr 1960 als Aktiengesellschaft in 

Zürich gegründet. 

Die DZ PRIVATBANK (Schweiz) AG ist die Privatbank des genossenschaftlichen FinanzVerbunds. Die 

Bank ist das Kompetenzzentrum der DZ BANK-Gruppe für das internationale Private Banking des deut-

schen genossenschaftlichen FinanzVerbundes in der Schweiz. Sie bietet in dieser Funktion den internatio-

nal orientierten Privat- und Firmenkunden der Volksbanken Raiffeisenbanken ein umfassendes Dienstleis-

tungs- und Produktangebot im Rahmen der Vermögensbetreuung und -verwaltung an.  

3.2. Weitere Angaben zur Depotbank 

Die Haupttätigkeiten der Bank liegen in den Bereichen der Vermögensbetreuung und -verwaltung an. Das 

Angebot reicht von der klassischen Vermögensverwaltung in unterschiedlichen Risikokategorien und 

Währungen über individuelle Vermögensverwaltungsdienstleistungen bis hin zur Ansiedlungs- und 

Erbschaftsberatung, zu Nachfolgethemen oder auch Immobilienfragen.  

Die Depotbank kann Dritt- und Zentralverwahrer im In- und Ausland mit der Aufbewahrung des Fondsver-

mögens beauftragen, soweit dies im Interesse einer sachgerechten Verwahrung liegt. Für Finanzinstru-

mente darf die Übertragung nur an beaufsichtigte Dritt- oder Zentralverwahrer erfolgen. Davon ausge-

nommen ist die zwingende Verwahrung an einem Ort, an dem die Übertragung an beaufsichtigte Dritt- o-

der Zentralverwahrer nicht möglich ist, wie insbesondere aufgrund zwingender Rechtsvorschriften oder der 

Modalitäten des Anlageprodukts. Mit der Übertragung der Aufbewahrung des Fondsvermögens auf Dritt- 

und Zentralverwahrer im In- oder Ausland gehen folgende Risiken einher: Mit der Aufbewahrung des 

Fondsvermögens insbesondere im Ausland ist ein Verlustrisiko verbunden, das aus Insolvenz, Sorgfalts-

pflichtverletzungen oder missbräuchlichem Verhalten der Dritt- oder Zentralverwahrer resultieren kann. Die 

Dritt- und Zentralverwahrung bringt es mit sich, dass die Fondsleitung an den hinterlegten Wertpapieren 

nicht mehr das Allein-, sondern nur noch das Miteigentum hat. Sind die Dritt- und Zentralverwahrer über-

dies nicht beaufsichtigt, so dürften sie organisatorisch nicht den Anforderungen genügen, welche an 

Schweizer Banken gestellt werden. 

Die Depotbank haftet für den durch den Beauftragten verursachten Schaden, sofern sie nicht nachweisen 

kann, dass sie bei der Auswahl, Instruktion und Überwachung die nach den Umständen gebotene Sorgfalt 

angewendet hat. 

 

Die Depotbank ist bei den US-Steuerbehörden als Participating Foreign Financial Institution im Sinne der 

Sections 1471 – 1474 des U.S. Internal Revenue Code (Foreign Account Tax Compliance Act, einschliess-

lich diesbezüglicher Erlasse, „FATCA“) angemeldet. 

4. Informationen über Dritte 

4.1. Zahlstellen 

Zahlstelle ist die DZ PRIVATBANK (Schweiz) AG, Münsterhof 12, Postfach, CH-8022 Zürich. 

4.2. Vertreiber 

Mit der Vertriebstätigkeit in Bezug auf den Anlagefonds ist das folgende Institut beauftragt worden: 

- BZ Berater Zentrum AG, Bühlstrasse 2, 8125 Zollikerberg 
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4.3. Übertragung der Anlageentscheide und weiterer Teilaufgaben 

Die Anlageentscheide des Anlagefonds sind an die Swiss Fund Management AG, Bühlstrasse 2, 8125 Zol-

likerberg, übertragen. Die Swiss Fund Management AG ist eine Vermögensverwaltungsgesellschaft und 

unterliegt als solche in der Schweiz einer Aufsicht durch die Eidgenössische Finanzmarktaufsicht FINMA. 

Die Swiss Fund Management AG wurde im Jahre 2009 gegründet und zeichnet sich durch langjährige Er-

fahrung in der Vermögensverwaltung aus. Die genaue Ausführung des Auftrages regelt ein zwischen der 

IPConcept (Schweiz) AG und der Swiss Fund Management AG abgeschlossener Vermögensverwaltungs-

vertrag. 

5. Weitere Informationen 

5.1. Nützliche Hinweise 

Valorennummern: A-Klasse: 32886330 

 V-Klasse: 32886331 

ISIN: A-Klasse: CH0328863300  

 V-Klasse: CH0328863318 

Rechnungseinheit: Schweizer Franken (CHF) 

 

5.2. Publikationen des Anlagefonds 

Weitere Informationen über den Anlagefonds sind im letzten Jahres- bzw. Halbjahresbericht enthalten. Zu-

dem können aktuellste Informationen im Internet unter www.ipconcept.com abgerufen werden. 

Bei einer Fondsvertragsänderung, einem Wechsel der Fondsleitung oder der Depotbank sowie der Auflö-

sung des Anlagefonds erfolgt die Veröffentlichung durch die Fondsleitung auf der elektronischen Plattform 

der Swiss Fund Data AG (www.swissfunddata.ch). 

Preisveröffentlichungen erfolgen für alle Anteilsklassen für jeden Tag, an welchem Ausgaben und Rück-

nahmen von Fondsanteilen getätigt werden, auf der elektronischen Plattform der Swiss Fund Data AG 

(www.swissfunddata.ch). 

5.3. Verkaufsrestriktionen 

Bei der Ausgabe und Rücknahme von Anteilen dieses Anlagefonds im Ausland kommen die dort gelten-

den Bestimmungen zur Anwendung. 

a)  Aktuell verfügt der Anlagefonds über keine Vertriebsbewilligung ausserhalb der Schweiz. 

b)  Anteile dieses Anlagefonds dürfen innerhalb der USA weder angeboten, verkauft noch ausgeliefert 

werden. 

Die Fondsleitung und die Depotbank können gegenüber natürlichen oder juristischen Personen in             

bestimmten Ländern und Gebieten den Verkauf, die Vermittlung oder Übertragung von Anteilen untersa-

gen oder beschränken. 

6. Weitere Anlageinformationen 

6.1. Bisherige Ergebnisse 

Bisherige Ergebnisse des Anlagefonds: 

Jährliche Wertentwicklung der Anteilsklasse «V»: 

2016: + 1.70% (05.09.2016 - 31.12.2016) 

2017: + 14,52% 

http://www.ipconcept.com/
http://www.swissfunddata.ch/
http://www.swissfunddata.ch/
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2018: - 18.00% 

2019: + 11.98% 

2020: - 1.91% 

2021: + 8.15% 

Hinweise bezüglich der Wertentwicklung in der Vergangenheit sind keine aussagekräftigen Werte für die 

Zukunft. Bei der Berechnung der Wertentwicklung wurden sämtliche Kosten und Gebühren mit Ausnahme 

des Ausgabeaufschlags abgezogen. 

6.2. Profil des typischen Anlegers 

Der Anlagefonds eignet sich für Anleger mit einem langfristigen Anlagehorizont, die weltweit in ein 

gemischtes Portfolio investieren wollen. Die Anleger können stärkere Schwankungen und einen länger 

andauernden Rückgang des Inventarwertes der Anteile am Anlagefonds in Kauf nehmen. Sie sind mit den 

wesentlichen Risiken einer Aktienanlage vertraut. Da der Anlagefonds auch Anlagen in Obligationen tätigt, 

muss der Anleger bereit sein, auch Schwankungen des Nettoinventarwertes hinzunehmen, die sich aus der 

Zinsentwicklung ergeben. 

7. Ausführliche Bestimmungen 

Alle weiteren Angaben zum Anlagefonds wie zum Beispiel die Bewertung des Fondsvermögens, die Auf-

führung sämtlicher dem Anleger und dem Anlagefonds belasteten Vergütungen und Nebenkosten sowie 

die Verwendung des Erfolges gehen im Detail aus dem Fondsvertrag hervor.
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Anhang 

Anlagevorschriften der Verordnung vom 18. April 1984 über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Inva-

lidenvorsorge (BVV 2), Stand 1. Januar 2022  

Diese lauten auszugsweise wie folgt:  

Art. 53 Zulässige Anlagen (Art. 71 Abs. 1 BVG) 

1 Als Anlagen für das Vermögen einer Vorsorgeeinrichtung sind zulässig: 

a. Bargeld; 

b. folgende Forderungen, die auf einen festen Geldbetrag lauten:  

1. Postcheck- und Bankguthaben, 

2. Geldmarktanlagen mit einer Laufzeit von bis zu 12 Monaten, 

3. Kassenobligationen, 

4. Anleihensobligationen, einschliesslich solcher mit Wandel- oder Optionsrechten, 

5. besicherte Anleihen, 

6. schweizerische Grundpfandtitel, 

7. Schuldanerkennungen von schweizerischen öffentlich-rechtlichen Körperschaften, 

8. Rückkaufswerte aus Kollektivversicherungsverträgen, 

9. im Falle von Anlagen, die auf einen gebräuchlichen, breit diversifizierten und weit verbreiteten Bond-

Index ausgerichtet sind: die im Index enthaltenen Forderungen; 

c. Immobilien im Allein- oder Miteigentum, einschliesslich Bauten im Baurecht sowie Bauland; 

d. Beteiligungen an Gesellschaften wie Aktien und Partizipationsscheine, ähnliche Wertschriften wie Ge-

nussscheine, sowie Genossenschaftsanteilscheine; Beteiligungen an Gesellschaften und ähnlichen 

Wertschriften sind zugelassen, wenn sie an einer Börse kotiert sind oder an einem anderen geregelten, 

dem Publikum offenstehenden Markt gehandelt werden; 

dbis Anlagen in Infrastrukturen; 

dter Anlagen in nicht kotierten Forderungen gegenüber Schuldnern (Private Debt) oder in Beteiligungen an 

nicht kotierten Gesellschaften (Private Equity), die 

1. ihren Sitz in der Schweiz haben und 

2. in der Schweiz operativ tätig sind; 

e. alternative Anlagen wie solche in Hedge Funds, Private Equity, Insurance Linked Securities und Roh-

stoffen. 

2 Die Anlagen nach Absatz 1 Buchstaben a-d können als direkte Anlagen oder mittels kollektiver Anlagen 

nach Artikel 56 oder derivativer Finanzinstrumente nach Artikel 56a vorgenommen werden. Dies gilt auch für 

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19840067/index.html#a53
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19840067/index.html#a53
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Anlagen nach Absatz 1 Buchstaben dbis und dter, falls sie angemessen diversifiziert sind; andernfalls gelten 

für diese Anlagen die Anforderungen nach Absatz 4. 

2bis Handelt es sich bei den Anlagen nach Absatz 1 Buchstabe dter um kollektive Kapitalanlagen, so muss 

mehr als die Hälfte des Kapitals dieser kollektiven Anlagen in der Schweiz investiert werden. 

3 Forderungen, die nicht in Absatz 1 Buchstabe b, dbis oder dter aufgeführt sind, gelten als alternative Anlagen, 

insbesondere: 

a. Forderungen, die nicht auf einen festen Geldbetrag lauten oder deren ganze oder teilweise Rückzahlung 

von Bedingungen abhängig ist; 

b. verbriefte Forderungen wie Asset Backed Securities oder andere Forderungen, die aufgrund eines Risi-

kotransfers zustande gekommen sind, wie Forderungen gegenüber einer Zweckgesellschaft oder For-

derungen auf Basis von Kreditderivaten; 

c. Senior Secured Loans. 

4 Alternative Anlagen dürfen nur mittels diversifizierter kollektiver Anlagen, diversifizierter Zertifikate oder 

diversifizierter strukturierter Produkte vorgenommen werden. 

5 Ein Hebel ist nur zulässig in: 

a. alternativen Anlagen; 

b. regulierten kollektiven Anlagen in Immoblien, wenn die Belehnungsquote auf 50 Prozent des Verkehrs-

wertes begrenzt ist; 

c. einer Anlage in einer einzelnen Immobilie nach Artikel 54b Absatz 2; 

d. Anlagen in derivativen Finanzinstrumenten, wenn keine Hebelwirkung auf das Gesamtvermögen der 

Vorsorgeeinrichtung ausgeübt wird. 

e. Anlagen nach Absatz 1 Buchstaben dbis und dter, wenn es sich dabei um kurzfristig durch Kapitalzusagen 

der Anleger gedeckte Brückenfinanzierungen oder um kurzfristige, technisch bedingte Kreditaufnahmen 

handelt. 

6 Im Falle von Effektenleihe und Pensionsgeschäften gelten das Kollektivanlagegesetz vom 23. Juni 2006 

und seine Ausführungsbestimmungen sinngemäss. Pensionsgeschäfte, bei denen die Vorsorgeeinrichtung 

als Pensionsgeberin handelt, sind unzulässig. 

Art. 53a Risikoarme Anlagen 

1 Als risikoarm gelten folgende Anlagen:  

a. Bargeld (Schweizerfranken); 

b. Forderungen nach Artikel 53 Absatz 1 Buchstabe b Ziffern 1–8 mit guter Bonität in Schweizerfranken 

oder in abgesicherten Fremdwährungen, ausgenommen Anleihensobligationen mit Wandel- oder Opti-

onsrechten. 

2 Die durchschnittliche Laufzeit aller Forderungen darf nicht mehr als fünf Jahre betragen. Derivate sind nur 

zur Absicherung von Forderungen in Fremdwährung zulässig. 
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Art. 54 Begrenzung einzelner Schuldner (Art. 71 Abs. 1 BVG) 

1 Höchstens zehn Prozent des Gesamtvermögens dürfen in Forderungen nach Artikel 53 Absatz 1 Buchsta-

be b bei einem einzelnen Schuldner angelegt werden. 

2 Die Obergrenze nach Absatz 1 darf bei folgenden Forderungen überschritten werden: 

a. Forderungen gegenüber der Eidgenossenschaft; 

b. Forderungen gegenüber schweizerischen Pfandbriefinstituten; 

c. Forderungen gegenüber Kollektivversicherungsverträgen der Vorsorgeeinrichtung mit einer Versiche-

rungseinrichtung mit Sitz in der Schweiz oder in Liechtenstein; 

d.  Forderungen gegen Kantone oder Gemeinden, wenn diese Forderungen aufgrund nicht vollständig aus-

finanzierter vorsorgerechtlicher Sachverhalte, wie Deckungslücken, Schuldübernahmen für Teuerungs-

zulagen oder Nachfinanzierungen bei Lohnerhöhungen, bestehen. 

3 Die Absätze 1 und 2 gelten auch im Falle derivativer Produkte wie strukturierte Produkte oder Zertifikate. 

 Art. 54a Begrenzung einzelner Gesellschaftsbeteiligungen (Art. 71 Abs. 1 BVG) 

Anlagen in Beteiligungen nach Artikel 53 Absatz 1 Buchstabe d dürfen sich bezogen auf das Gesamtvermö-

gen höchstens auf 5 Prozent pro Gesellschaft belaufen. 

Art. 54b Begrenzung bei der Anlage in einzelne Immobilien und bei deren Belehnung (Art. 71 Abs. 1 BVG) 

1 Anlagen in Immobilien nach Artikel 53 Absatz 1 Buchstabe c dürfen sich bezogen auf das Gesamtvermö-

gen höchstens auf 5 Prozent pro Immobilie belaufen.  

2 Zum Zweck der temporären Fremdmittelaufnahme durch eine Vorsorgeeinrichtung darf eine einzelne Im-

mobilie höchstens zu 30 Prozent ihres Verkehrswertes belehnt werden. 

3 Eine Vorsorgeeinrichtung, die innerhalb eines Vorsorgeplans unterschiedliche Anlagestrategien anbietet, 

darf Immobilien nicht belehnen. 

Art. 55 Kategoriebegrenzungen (Art. 71 Abs. 1 BVG) 

Für die einzelnen Anlagekategorien gelten bezogen auf das Gesamtvermögen folgende Begrenzungen: 

a. 50 Prozent: für schweizerische Grundpfandtitel auf Immobilien, Bauten im Baurecht sowie Bauland; die-

se dürfen höchstens zu 80 Prozent des Verkehrswertes belehnt sein; Pfandbriefe werden wie Grund-

pfandtitel behandelt; 

b. 50 Prozent: für Anlagen in Aktien; 

c. 30 Prozent: für Anlagen in Immobilien, wovon maximal ein Drittel im Ausland; 

d. 15 Prozent: für alternative Anlagen; 

e. 30 Prozent: für Fremdwährungen ohne Währungssicherung; 

f. 10 Prozent: für Anlagen in Infrastruktur; 

g.   5 Prozent: für Anlagen nach Art. 53 Absatz 1 Buchstabe dter. 

 

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19840067/index.html#a54
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19840067/index.html#a54
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19840067/index.html#a54a
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19840067/index.html#a54a
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19840067/index.html#a54b
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19840067/index.html#a54b
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19840067/index.html#a55
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19840067/index.html#a55
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Art. 56 Kollektive Anlagen (Art. 71 Abs. 1 BVG) 

1 Kollektive Anlagen sind gemeinschaftlich angelegte Vermögensteile verschiedener Anleger. Ihnen gleich-

gestellt sind institutionelle Anlagefonds, welche ausschliesslich einer Vorsorgeeinrichtung dienen.  

2 Die Vorsorgeeinrichtung kann sich an kollektiven Anlagen beteiligen, sofern: 

a. diese ihrerseits die Anlagen gemäss Artikel 53 vornehmen; und 

b. die Organisationsform der kollektiven Anlage bezüglich Festlegung der Anlagerichtlinien, Kompetenzre-

gelung, Anteilsermittlung, sowie Kauf und Rücknahme der Anteile so geregelt ist, dass die Interessen 

der daran beteiligten Vorsorgeeinrichtungen in nachvollziehbarer Weise gewahrt sind; 

c.  die Vermögenswerte im Konkursfall der Kollektivanlage oder deren Depotbank zugunsten der Anleger 

ausgesondert werden können. 

3 Für die Einhaltung der Begrenzungen nach den Artikeln 54, 54a, 54b Absatz 1 und 55 sind die in den kol-

lektiven Anlagen enthaltenen direkten Anlagen mit einzurechnen. Die schuldner-, gesellschafts- und immobi-

lienbezogenen Begrenzungen nach den Artikeln 54, 54a und 54b Absatz 1 gelten als eingehalten, wenn:  

a. die direkten Anlagen der kollektiven Anlage angemessen diversifiziert sind; oder 

b. die einzelne Beteiligung an einer kollektiven Anlage weniger als 5 Prozent des Gesamtvermögens der 

Vorsorgeeinrichtung beträgt. 

4 Beteiligungen an kollektiven Anlagen sind den direkten Anlagen gleichgestellt, wenn sie die Anforderungen 

nach den Absätzen 2 und 3 einhalten. 

Art. 56a Derivative Finanzinstrumente (Art. 71 Abs. 1 BVG)  

1 Die Vorsorgeeinrichtung darf nur derivative Finanzinstrumente einsetzen, die von Anlagen nach Artikel 53 

abgeleitet sind.  

2 Der Bonität der Gegenpartei und der Handelbarkeit ist entsprechend der Besonderheit des eingesetzten 

Derivats Rechnung zu tragen.  

3 Sämtliche Verpflichtungen, die sich für die Vorsorgeeinrichtung aus derivativen Finanzgeschäften ergeben 

oder sich im Zeitpunkt der Ausübung des Rechtes ergeben können, müssen gedeckt sein.  

4 Der Einsatz derivativer Finanzinstrumente darf auf das Gesamtvermögen keine Hebelwirkung ausüben.  

5 Die Begrenzungen nach den Artikeln 54, 54a, 54b und 55 sind unter Einbezug der derivativen Finanzin-

strumente einzuhalten.  

6 Für die Einhaltung der Deckungspflicht und der Begrenzungen sind die Verpflichtungen massgebend, die 

sich für die Vorsorgeeinrichtung aus den derivativen Finanzinstrumenten bei Wandlung in die Basisanlage im 

extremsten Fall ergeben können.  

7 In der Jahresrechnung müssen alle laufenden derivativen Finanzinstrumente vollumfänglich dargestellt 

werden. 

 

Basierend auf Art. 50 Abs. 4 BVV2 behält sich die Fondsleitung das Recht vor, in Abweichung von Art. 55 

Bst. b BVV2 bis zu 60% des Fondsvermögens in Beteiligungswertpapiere und –rechte (gem. § 8 Ziff. 2 Bst. 

ab) zu investieren.

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19840067/index.html#a56
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19840067/index.html#a56
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Teil 2: Fondsvertrag 

 

I. Grundlagen 

§1 Bezeichnung; Firma und Sitz von Fondsleitung, Depotbank und Vermögensverwalter 

1. Unter der Bezeichnung Swiss Fund Management - Vorsorgefonds besteht ein vertraglicher Anlage-

fonds der Art „übrige Fonds für traditionelle Anlagen“ (der "Anlagefonds") im Sinne von Art. 25 ff. 

i.V.m. Art. 68 ff. des Bundesgesetzes über die kollektiven Kapitalanlagen vom 23. Juni 2006 (KAG). 

2. Fondsleitung ist die IPConcept (Schweiz) AG, Zürich. 

3. Depotbank ist die DZ PRIVATBANK (Schweiz) AG, Zürich. 

4. Vermögensverwalter ist die Swiss Fund Management AG, Zollikerberg. 

II. Rechte und Pflichten der Vertragsparteien 

§ 2 Der Fondsvertrag 

Die Rechtsbeziehungen zwischen Anlegern1 einerseits und Fondsleitung sowie Depotbank andererseits 

werden durch den vorliegenden Fondsvertrag und die einschlägigen Bestimmungen der Kollektivanlage-

ngesetzgebung geordnet. 

§ 3 Die Fondsleitung 

1. Die Fondsleitung verwaltet den Anlagefonds für Rechnung der Anleger selbständig und in eigenem 

Namen. Sie entscheidet insbesondere über die Ausgabe von Anteilen, die Anlagen und deren Bewer-

tung. Sie berechnet den Nettoinventarwert und setzt Ausgabe- und Rücknahmepreise fest. Sie macht 

alle zum Anlagefonds gehörenden Rechte geltend. 

2. Die Fondsleitung und ihre Beauftragten unterliegen der Treue-, Sorgfalts- und Informationspflicht. Sie 

handeln unabhängig und wahren ausschliesslich die Interessen der Anleger. Sie treffen die organisa-

torischen Massnahmen, die für eine einwandfreie Geschäftsführung erforderlich sind. Sie legen Re-

chenschaft ab über die von ihnen verwalteten kollektiven Kapitalanlagen und informieren über sämtli-

che den Anlegern direkt oder indirekt belasteten Gebühren und Kosten sowie über von Dritten zuge-

flossene Entschädigungen, insbesondere Provisionen, Rabatte oder sonstige vermögenswerte Vortei-

le. 

3. Die Fondsleitung darf Anlageentscheide sowie Teilaufgaben Dritten übertragen, soweit dies im Inte-

resse einer sachgerechten Verwaltung liegt. Sie beauftragt ausschliesslich Personen, die über die für 

diese Tätigkeit notwendigen Fähigkeiten, Kenntnisse und Erfahrungen und über die erforderlichen 

Bewilligungen verfügen. Sie instruiert und überwacht die beigezogenen Dritten sorgfältig. 

 Die Anlageentscheide dürfen nur an Vermögensverwalter übertragen werden, die über die erforderli-

che Bewilligung verfügen.  

Die Fondsleitung bleibt für die Erfüllung der aufsichtsrechtlichen Pflichten verantwortlich und wahrt bei 

der Übertragung von Aufgaben die Interessen der Anleger. Für Handlungen der Personen, denen die 

Fondsleitung Aufgaben übertragen hat, haftet sie wie für eigenes Handeln. 

4. Die Fondsleitung kann mit Zustimmung der Depotbank eine Änderung dieses Fondsvertrages bei der 

Aufsichtsbehörde zur Genehmigung einreichen (siehe § 26).  
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5. Die Fondsleitung kann den Anlagefonds mit anderen Anlagefonds gemäss der Bestimmung von § 24 

vereinigen oder gemäss den Bestimmungen von § 25 auflösen. 

6. Die Fondsleitung hat Anspruch auf die in den §§ 18 und 19 vorgesehenen Vergütungen, auf Befreiung 

von den Verbindlichkeiten, die sie in richtiger Erfüllung ihrer Aufgaben eingegangen ist, und auf Ersatz 

der Aufwendungen, die sie zur Erfüllung dieser Verbindlichkeiten gemacht hat. 

§ 4 Die Depotbank 

1. Die Depotbank bewahrt das Fondsvermögen auf. Sie besorgt die Ausgabe und Rücknahme der 

Fondsanteile sowie den Zahlungsverkehr für den Anlagefonds.  

2. Die Depotbank und ihre Beauftragten unterliegen der Treue-, Sorgfalts- und Informationspflicht. Sie 

handeln unabhängig und wahren ausschliesslich die Interessen der Anleger. Sie treffen die organisa-

torischen Massnahmen, die für eine einwandfreie Geschäftsführung erforderlich sind. Sie legen Re-

chenschaft ab über die von ihnen aufbewahrten kollektiven Kapitalanlagen und informieren über sämt-

liche den Anlegern direkt oder indirekt belasteten Gebühren und Kosten sowie über von Dritten zuge-

flossene Entschädigungen, insbesondere Provisionen, Rabatte oder sonstige vermögenswerte Vortei-

le. 

3. Die Depotbank ist für die Konto- und Depotführung des Anlagefonds verantwortlich, kann aber nicht 

selbständig über dessen Vermögen verfügen. 

4. Die Depotbank gewährleistet, dass ihr bei Geschäften, die sich auf das Vermögen des Anlagefonds 

beziehen, der Gegenwert innert der üblichen Fristen übertragen wird. Sie benachrichtigt die Fondslei-

tung, falls der Gegenwert nicht innert der üblichen Frist erstattet wird, und fordert von der Gegenpartei 

Ersatz für den betroffenen Vermögenswert, sofern dies möglich ist. 

5. Die Depotbank führt die erforderlichen Aufzeichnungen und Konten so, dass sie jederzeit die verwahr-

ten Vermögensgegenstände der einzelnen Anlagefonds voneinander unterscheiden kann. 

Die Depotbank prüft bei Vermögensgegenständen, die nicht in Verwahrung genommen werden kön-

nen, das Eigentum der Fondsleitung und führt darüber Aufzeichnungen. 

6. Die Depotbank kann Dritt- und Zentralverwahrer im In- oder Ausland mit der Aufbewahrung des 

Fondsvermögens beauftragen, soweit dies im Interesse einer sachgerechten Verwahrung liegt. Sie 

prüft und überwacht, ob der von ihr beauftragte Dritt- oder Zentralverwahrer: 

a) über eine angemessene Betriebsorganisation, finanzielle Garantien und die fachlichen Qualifika-

tionen verfügt, die für die Art und die Komplexität der Vermögensgegenstände, die ihm anvertraut 

wurden, erforderlich sind; 

b) einer regelmässigen externen Prüfung unterzogen und damit sichergestellt wird, dass sich die 

Finanzinstrumente in seinem Besitz befinden; 

c) die von der Depotbank erhaltenen Vermögensgegenstände so verwahrt, dass sie von der Depot-

bank durch regelmässige Bestandesabgleiche zu jeder Zeit eindeutig als zum Fondsvermögen 

gehörend identifiziert werden können; 

d) die für die Depotbank geltenden Vorschriften hinsichtlich der Wahrnehmung ihrer delegierten 

Aufgaben und der Vermeidung von Interessenkollisionen einhält. 

Die Depotbank haftet für den durch den Beauftragten verursachten Schaden, sofern sie nicht nach-

weisen kann, dass sie bei der Auswahl, Instruktion und Überwachung die nach den Umständen gebo-

tene Sorgfalt angewendet hat. Der Prospekt enthält Ausführungen zu den mit der Übertragung der 

Aufbewahrung auf Dritt- und Zentralverwahrer verbundenen Risiken. 
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Für Finanzinstrumente darf die Übertragung im Sinne des vorstehenden Absatzes nur an beaufsich-

tigte Dritt- oder Zentralverwahrer erfolgen. Davon ausgenommen ist die zwingende Verwahrung an 

einem Ort, an dem die Übertragung an beaufsichtigte Dritt- oder Zentralverwahrer nicht möglich ist, 

wie insbesondere aufgrund zwingender Rechtsvorschriften oder der Modalitäten des Anlageprodukts. 

Die Anleger sind im Prospekt über die Aufbewahrung durch nicht beaufsichtigte Dritt- oder Zentral-

verwahrer zu informieren. 

7. Die Depotbank sorgt dafür, dass die Fondsleitung das Gesetz und den Fondsvertrag beachtet. Sie 

prüft, ob die Berechnung des Nettoinventarwertes und der Ausgabe- und Rücknahmepreise der Antei-

le sowie die Anlageentscheide Gesetz und Fondsvertrag entsprechen und ob der Erfolg nach Mass-

gabe des Fondsvertrags verwendet wird. Für die Auswahl der Anlagen, welche die Fondsleitung im 

Rahmen der Anlagevorschriften trifft, ist die Depotbank nicht verantwortlich. 

8. Die Depotbank hat Anspruch auf die in den §§ 18 und 19 vorgesehenen Vergütungen, auf Befreiung 

von den Verbindlichkeiten, die sie in richtiger Erfüllung ihrer Aufgaben eingegangen ist, und auf Ersatz 

der Aufwendungen, die sie zur Erfüllung dieser Verbindlichkeiten gemacht hat. 

9. Die Depotbank ist für die Aufbewahrung der Vermögen der Zielfonds, in welche dieser Anlagefonds 

investiert, nicht verantwortlich, es sei denn, ihr wurde diese Aufgabe übertragen. 

§ 5 Die Anleger 

1. Der Kreis der Anleger ist nicht beschränkt. Für einzelne Klassen sind Beschränkungen gemäss § 6 

Ziff. 4 möglich. 

2. Die Anleger erwerben mit Vertragsabschluss und der Einzahlung in bar eine Forderung gegen die 

Fondsleitung auf Beteiligung am Vermögen und am Ertrag des Anlagefonds. Die Forderung der Anle-

ger ist in Anteilen begründet. 

3. Die Anleger sind nur zur Einzahlung des von ihnen gezeichneten Anteils in den Anlagefonds verpflich-

tet. Ihre persönliche Haftung für Verbindlichkeiten des Anlagefonds ist ausgeschlossen. 

4. Die Anleger erhalten bei der Fondsleitung jederzeit Auskunft über die Grundlagen für die Berechnung 

des Nettoinventarwertes pro Anteil. Machen die Anleger ein Interesse an näheren Angaben über ein-

zelne Geschäfte der Fondsleitung wie die Ausübung von Mitgliedschafts- und Gläubigerrechten oder 

über das Riskmanagement geltend, so erteilt ihnen die Fondsleitung auch darüber jederzeit Auskunft. 

Die Anleger können beim Gericht am Sitz der Fondsleitung verlangen, dass die Prüfgesellschaft oder 

eine andere sachverständige Person den abklärungsbedürftigen Sachverhalt untersucht und ihnen 

darüber Bericht erstattet. 

5. Die Anleger können den Fondsvertrag jederzeit kündigen und die Auszahlung ihres Anteils am Anla-

gefonds in bar verlangen. 

6. Die Anleger sind verpflichtet, der Fondsleitung und/oder der Depotbank und ihren Beauftragten ge-

genüber auf Verlangen nachzuweisen, dass sie die gesetzlichen oder fondsvertraglichen Vorausset-

zungen für die Beteiligung am Anlagefonds oder einer Anteilsklasse erfüllen bzw. nach wie vor erfül-

len. Überdies sind sie verpflichtet, die Depotbank, die Fondsleitung und deren Beauftragte umgehend 

zu informieren, sobald sie diese Voraussetzungen nicht mehr erfüllen. 

7. Der Anlagefonds oder eine Anteilsklasse kann einem "Soft Closing" unterzogen werden, wonach An-

leger keine Anteile zeichnen können, wenn die Schliessung nach Auffassung der Fondsleitung not-

wendig ist, um die Interessen der bestehenden Anleger zu schützen. Das Soft Closing gilt in Bezug 

auf einen Anlagefonds oder eine Anteilsklasse für neue Zeichnungen oder Wechsel in den Anlage-

fonds oder die Anteilsklasse, jedoch nicht für Rücknahmen, Übertragungen oder Wechsel aus dem 

Anlagefonds oder der Anteilsklasse heraus. Ein Anlagefonds oder eine Anteilsklasse kann ohne Be-

nachrichtigung der Anleger einem Soft Closing unterzogen werden. 
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8. Die Anteile eines Anlegers müssen durch die Fondsleitung in Zusammenarbeit mit der Depotbank 

zum jeweiligen Rücknahmepreis zwangsweise zurückgenommen werden, wenn: 

a) dies zur Wahrung des Rufes des Finanzplatzes, namentlich zur Bekämpfung der Geldwäscherei, 

erforderlich ist; 

b) der Anleger die gesetzlichen oder vertraglichen Voraussetzungen zur Teilnahme an diesem An-

lagefonds nicht mehr erfüllt. 

9. Zusätzlich können die Anteile eines Anlegers durch die Fondsleitung in Zusammenarbeit mit der De-

potbank zum jeweiligen Rücknahmepreis zwangsweise zurückgenommen werden, wenn: 

a) die Beteiligung des Anlegers am Anlagefonds geeignet ist, die wirtschaftlichen Interessen der üb-

rigen Anleger massgeblich zu beeinträchtigen, insbesondere wenn die Beteiligung steuerliche 

Nachteile für den Anlagefonds im In- oder Ausland zeitigen kann; 

b) Anleger ihre Anteile in Verletzung von Bestimmungen eines auf sie anwendbaren in- oder aus-

ländischen Gesetzes, dieses Fondsvertrags oder des Prospekts erworben haben oder halten;  

c) die wirtschaftlichen Interessen der Anleger beeinträchtigt werden, insbesondere in Fällen, wo 

einzelne Anleger durch systematische Zeichnungen und unmittelbar darauf folgende Rücknah-

men Vermögensvorteile zu erzielen versuchen, indem sie Zeitunterschiede zwischen der Festle-

gung der Schlusskurse und der Bewertung des Fondsvermögens ausnutzen (Market Timing). 

§ 6 Anteile und Anteilsklassen 

1. Die Fondsleitung kann mit Zustimmung der Depotbank und Genehmigung der Aufsichtsbehörde je-

derzeit verschiedene Anteilsklassen schaffen, aufheben oder vereinigen. Alle Anteilsklassen berechti-

gen zur Beteiligung am ungeteilten Fondsvermögen, welches seinerseits nicht segmentiert ist. Diese 

Beteiligung kann aufgrund klassenspezifischer Kostenbelastungen oder Ausschüttungen oder auf-

grund klassenspezifischer Erträge unterschiedlich ausfallen und die verschiedenen Anteilsklassen 

können deshalb einen unterschiedlichen Nettoinventarwert pro Anteil aufweisen. Für klassenspezifi-

sche Kostenbelastungen haftet das Vermögen des Anlagefonds als Ganzes. 

2. Die Schaffung, Aufhebung oder Vereinigung von Anteilsklassen wird im Publikationsorgan bekannt 

gemacht. Nur die Vereinigung gilt als Änderung des Fondsvertrages im Sinne von § 26. 

3. Die verschiedenen Anteilsklassen können sich namentlich hinsichtlich Kostenstruktur, Referenzwäh-

rung, Währungsabsicherung, Ausschüttung oder Thesaurierung der Erträge, Mindestanlage sowie 

Anlegerkreis unterscheiden. 

Vergütungen und Kosten werden nur derjenigen Anteilsklasse belastet, der eine bestimmte Leistung 

zukommt. Vergütungen und Kosten, die nicht eindeutig einer Anteilsklasse zugeordnet werden kön-

nen, werden den einzelnen Anteilsklassen im Verhältnis zum Fondsvermögen belastet. 

4. Zur Zeit bestehen folgende Anteilsklassen:  

Die Anteilsklasse A steht dem gesamten Anlegerpublikum offen und ist thesaurierend. 

Die Anteilsklasse V steht bestimmten Anlegern offen und ist thesaurierend. Als zugelassene Anleger 

gelten in Verbindung mit der V-Klasse steuerbefreite inländische Einrichtungen der beruflichen Vor-

sorge, der gebundenen Vorsorge, Freizügigkeitseinrichtungen oder Sozialversicherungs- und Aus-

gleichskassen und die der Aufsicht des Bundes unterstellten oder inländische öffentlich-rechtliche Le-

bensversicherer, bei welchen die Verrechnungssteuerpflicht durch Meldung gemäss Art. 38a VStV der 

Erträge an die Eidgenössische Steuerverwaltung ESTV erfüllt wird.  
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5. Die Anteile werden nicht verbrieft, sondern buchmässig geführt. Der Anleger ist nicht berechtigt, die 

Aushändigung eines auf den Namen oder auf den Inhaber lautenden Anteilscheines zu verlangen.  

6. Die Depotbank und die Fondsleitung sind verpflichtet, Anleger, welche die Voraussetzungen zum Hal-

ten einer Anteilsklasse nicht mehr erfüllen, aufzufordern, ihre Anteile innert 30 Kalendertagen im Sin-

ne von § 17 zurückzugeben, an eine Person zu übertragen, die die genannten Voraussetzungen erfüllt 

oder in Anteile einer anderen Klasse umzutauschen, deren Bedingungen sie erfüllen. Leistet der An-

leger dieser Aufforderung nicht Folge, muss die Fondsleitung in Zusammenarbeit mit der Depotbank 

entweder einen zwangsweisen Umtausch in eine andere Anteilsklasse dieses Anlagefonds oder, so-

fern dies nicht möglich ist, eine zwangsweise Rücknahme im Sinne von § 5 Ziff. 8 der betreffenden 

Anteile vornehmen. 

III. Richtlinien der Anlagepolitik 

A Anlagegrundsätze 

§ 7 Einhaltung der Anlagevorschriften 

1. Bei der Auswahl der einzelnen Anlagen beachtet die Fondsleitung im Sinne einer ausgewogenen Ri-

sikoverteilung die nachfolgend aufgeführten prozentualen Beschränkungen. Diese beziehen sich auf 

das Fondsvermögen zu Verkehrswerten und sind ständig einzuhalten. Dieser Anlagefonds muss die 

Anlagebeschränkungen sechs Monate nach Ablauf der Zeichnungsfrist (Lancierung) erfüllen. 

2. Werden die Beschränkungen durch Marktveränderungen überschritten, so müssen die Anlagen unter 

Wahrung der Interessen der Anleger innerhalb einer angemessenen Frist auf das zulässige Mass zu-

rückgeführt werden. Werden Beschränkungen in Verbindung mit Derivaten gemäss § 12 nachstehend 

durch eine Veränderung des Deltas verletzt, so ist der ordnungsgemässe Zustand unter Wahrung der 

Interessen der Anleger spätestens innerhalb von drei Bankwerktagen wieder herzustellen. 

§ 8 Anlagepolitik 

1. Die Fondsleitung kann das Vermögen dieses Anlagefonds in die nachfolgenden Anlagen investieren. 

Die mit diesen Anlagen verbundenen Risiken sind im Prospekt offen zu legen. 

a) Effekten, das heisst massenweise ausgegebene Wertpapiere und nicht verurkundete Rechte mit 

gleicher Funktion (Wertrechte), die an einer Börse oder an einem anderen geregelten, dem Pub-

likum offen stehenden Markt gehandelt werden, und die ein Beteiligungs- oder Forderungsrecht 

oder das Recht verkörpern, solche Wertpapiere und Wertrechte durch Zeichnung oder Aus-

tausch zu erwerben, wie namentlich Warrants; 

b) Derivate, wenn (i) ihnen als Basiswerte Effekten gemäss Bst. a, Derivate gemäss Bst. b, Geld-

marktinstrumente gemäss Bst. e, Edelmetalle und Commodities gemäss Bst. g, Finanzindizes, 

Zinssätze, Wechselkurse, Kredite und Währungen zugrunde liegen, und (ii) die zu Grunde lie-

genden Basiswerte gemäss Fondsvertrag als Anlagen zulässig sind. Derivate sind entweder an 

einer Börse oder an einem andern geregelten, dem Publikum offenstehenden Markt oder OTC 

gehandelt; 

OTC-Geschäfte sind nur zulässig, wenn (i) die Gegenpartei ein beaufsichtigter, auf dieses Ge-

schäft spezialisierter Finanzintermediär ist, und (ii) die OTC-Derivate täglich handelbar sind oder 

eine Rückgabe an den Emittenten jederzeit möglich ist. Zudem sind sie zuverlässig und nach-

vollziehbar bewertbar. Derivate können gemäss § 12 eingesetzt werden. 

c) Strukturierte Produkte, wenn (i) ihnen als Basiswerte Effekten gemäss Bst. a, Derivate gemäss 

Bst. b, strukturierte Produkte gemäss Bst. c, Geldmarktinstrumente gemäss Bst. e, Edelmetalle 

und Commodities gemäss Bst. g, Finanzindizes, Zinssätze, Wechselkurse, Kredite und Währun-

gen, zugrunde liegen und (ii) die zu Grunde liegenden Basiswerte gemäss Fondsvertrag als An-
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lagen zulässig sind. Strukturierte Produkte sind entweder an einer Börse oder an einem andern 

geregelten, dem Publikum offen stehenden Markt oder OTC gehandelt; 

OTC-Geschäfte sind nur zulässig, wenn (i) die Gegenpartei ein beaufsichtigter, auf dieses Ge-

schäft spezialisierter Finanzintermediär ist, und (ii) die OTC-Produkte täglich handelbar sind oder 

eine Rückgabe an den Emittenten jederzeit möglich ist. Zudem sind sie zuverlässig und nach-

vollziehbar bewertbar. 

d) Anteile an anderen kollektiven Kapitalanlagen (Zielfonds): 

da) Anteile an anderen in- und ausländischen kollektiven Kapitalanlagen, wenn (i) deren Doku-

mente die Anlagen in andere Zielfonds ihrerseits insgesamt auf max. 49% begrenzen; (ii) für 

diese Zielfonds in Bezug auf Zweck, Organisation, Anlagepolitik, Anlegerschutz, Risikover-

teilung, getrennte Verwahrung des Fondsvermögens, Kreditaufnahme, Kreditgewährung, 

Leerverkäufe von Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten, Ausgabe und Rücknahme der 

Anteile und Inhalt der Halbjahres- und Jahresberichte gleichwertige Bestimmungen gelten 

wie für „Effektenfonds“ und (iii) diese Zielfonds im Sitzstaat als kollektive Kapitalanlagen zu-

gelassen sind und dort einer dem Anlegerschutz dienenden, der schweizerischen gleichwer-

tigen Aufsicht unterstehen, und die internationale Amtshilfe gewährleistet ist. 

db) Anteile an anderen in- und ausländischen kollektiven Kapitalanlagen, wenn (i) deren Doku-

mente die Anlagen in andere Zielfonds ihrerseits insgesamt auf max. 49% begrenzen; (ii) für 

diese Zielfonds in Bezug auf Zweck, Organisation, Anlagepolitik, Anlegerschutz, Risikover-

teilung, getrennte Verwahrung des Fondsvermögens, Kreditaufnahme, Kreditgewährung, 

Leerverkäufe von Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten, Ausgabe und Rücknahme der 

Anteile und Inhalt der Halbjahres- und Jahresberichte gleichwertige Bestimmungen gelten 

wie für „übrige Fonds für traditionelle Anlagen“ und (iii) diese Zielfonds im Sitzstaat als kol-

lektive Kapitalanlagen zugelassen sind und dort einer dem Anlegerschutz dienenden, der 

schweizerischen gleichwertigen Aufsicht unterstehen, und die internationale Amtshilfe ge-

währleistet ist. 

dc) Anteile an anderen in- und ausländischen kollektiven Kapitalanlagen, die der Art. „Immobili-

enfonds“ angehören oder dieser Art entsprechen sowie einer dem Anlegerschutz dienen-

den, der schweizerischen gleichwertigen Aufsicht unterstehen und die internationale Amts-

hilfe gewährleistet ist. Darunter fallen auch börsennotierte geschlossene Immobilien-

Investmentfonds wie beispielsweise REIT’s (Real Estate Investment Trusts) oder andere, 

vergleichbare Immobilienverwaltungsgesellschaften. 

Die Fondsleitung darf unter Vorbehalt von § 19 Anteile von Zielfonds erwerben, die unmittelbar 

oder mittelbar von ihr selbst oder von einer Gesellschaft verwaltet werden, mit der sie durch ge-

meinsam Verwaltung oder Beherrschung oder durch eine wesentliche direkte oder indirekte Be-

teiligung verbunden ist. 

e) Geldmarktinstrumente mit einer Laufzeit von bis zu 12 Monaten, wenn diese liquide und bewert-

bar sind sowie an einer Börse oder an einem anderen geregelten, dem Publikum offen stehen-

den Markt gehandelt werden; Geldmarktinstrumente, die nicht an einer Börse oder an einem an-

deren geregelten, dem Publikum offen stehenden Markt gehandelt werden, dürfen nur erworben 

werden, wenn die Emission oder der Emittent Vorschriften über den Gläubiger- und den Anleger-

schutz unterliegt und wenn die Geldmarktinstrumente von Emittenten gemäss Art. 74 Abs. 2 KKV 

begeben oder garantiert sind. 

f) Guthaben auf Sicht und auf Zeit mit Laufzeiten bis zu zwölf Monaten bei Banken, die ihren Sitz in 

der Schweiz oder in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union haben oder in einem anderen 

Staat, wenn die Bank dort einer Aufsicht untersteht, die derjenigen in der Schweiz gleichwertig 

ist. 
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g) Indirekte Anlagen in Edelmetalle und Rohstoffe (Commodities) in standardisierter Form über kol-

lektive Kapitalanlagen gemäss Bst. d, Derivate gemäss Bst. b oder strukturierte Produkte ge-

mäss Bst. c. 

h)  Andere als die vorstehend in Bst. a bis g genannten Anlagen insgesamt bis höchstens 10% des 

Fondsvermögens; nicht zulässig sind (i) direkte Anlagen in Edelmetallen, Waren und Warenpa-

pieren sowie (ii) echte Leerverkäufe von Anlagen aller Art. 

2. Anlageziel und Anlagepolitik des Anlagefonds 

a) Das Anlageziel des Swiss Fund Management – Vorsorgefonds besteht hauptsächlich darin, ei-

nen langfristigen Vermögenszuwachs mittels Erträgen und Kapitalgewinnen zu erzielen. Dazu in-

vestiert der aktiv verwaltete Anlagefonds in erster Linie in direkte und indirekte Anlagen in Forde-

rungswertpapiere und –rechte (Obligationen, Notes, Optionsanleihen, Wandelanleihen und Ähn-

liches) von privaten und öffentlich-rechtlichen Schuldnern weltweit sowie in direkte und indirekte 

Anlagen in Beteiligungswertpapiere und  -rechte (Aktien, Genussscheine, Genossenschaftsantei-

le, Partizipationsscheine und Ähnliches) von in- und ausländischen Unternehmen. Daneben kann 

der Anlagefonds auch Geldmarktinstrumente, Immobilienfonds, indirekte Anlagen in Edelmetalle 

und Rohstoffe sowie andere gemäss Fondsvertrag zulässige Anlagen erwerben. Der nicht abge-

sicherte Fremdwährungsanteil beträgt höchstens 30%. Derivate können zur Absicherung und für 

ein effizientes Portfolio Management ohne Hebelwirkung (Leverage) eingesetzt werden. Bei der 

Auswahl ihrer Anlagen für diesen Anlagefonds beachtet die Fondsleitung die jeweils für Finanz-

anlagen von Vorsorgeeinrichtungen geltenden Anlagevorschriften des Bundesgesetzes über die 

berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG) und seine Ausführungsverord-

nungen (zur Zeit Art. 54 ff. der Verordnung über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Inva-

lidenvorsorge BVV2). Vorbehalten bleiben die zwingenden Bestimmungen des Kollektivanlagen-

rechts und die zwingenden Bestimmungen dieses Fondsvertrages. 

b) Die Fondsleitung investiert das Fondsvermögen unter Vorbehalt Ziff. 2 Bst. b nachstehend: 

ba) bis zu 100% direkt und indirekt auf frei konvertierbare Währungen lautende Obligationen 

(inklusive Wandelobligationen, Wandelnotes und Optionsanleihen), Notes sowie andere 

fest oder variabel verzinsliche Forderungswertpapiere und Forderungsrechte von privaten 

und öffentlich-rechtlichen Schuldnern weltweit; 

bb) höchstens 60% direkt und indirekt in Beteiligungswertpapiere und -wertrechte (Aktien, Ge-

nussscheine, Genossenschaftsanteile, Partizipationsscheine und ähnliches) von Unter-

nehmen weltweit; 

bc) höchstens 30% direkt und indirekt auf frei konvertierbare Währungen lautende Geld-

marktinstrumente von in- und ausländischen Emittenten; 

bd) höchstens 49% in Anteile anderer kollektiver Kapitalanlagen gemäss § 8 Ziff. 1 Bst. d und 

g; 

be) in Derivate auf die in § 8 Ziff. 1 Bst. b erwähnten Anlagen; 

bf) bis zu 15% in strukturierte Produkte auf die in § 8 Ziff. 1 Bst. c; 

bg) bis zu 15% in indirekte Anlagen in Edelmetalle und Rohstoffe gemäss § 8 Ziff. 1 Bst. g; 

bh) höchstens 25% in Guthaben auf Sicht und Zeit gemäss § 8 Ziff. 1 Bst. f.  

c) Zusätzlich hat die Fondsleitung die nachstehenden Anlagebeschränkungen, die sich auf das 

Fondsvermögen beziehen, einzuhalten: 

ca) höchstens 15% in Wandelobligationen, Wandelnotes und Optionsanleihen; 
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cb) höchstens 30% in Anlagen, die nicht auf CHF lauten und nicht in CHF abgesichert sind; 

cc) höchstens 15% in Anlagen gemäss § 8 Ziff. 1 Bst. d, die über eine echte oder ökonomi-

sche Hebelwirkung verfügen und in Anlagen gemäss § 8 Ziff. 1 Bst. g und wie auch in De-

rivate gemäss § 8 Ziff. 1 Bst. b und strukturierte Produkte gemäss § 8 Ziff. 1 Bst. c auf die-

se; 

cd) höchstens 10% in Anlagen gemäss § 8 Ziff. 1 Bst. dc. 

Bei Anlagen gemäss Bst. bd vorstehend stellt die Fondsleitung sicher, dass die Maximalanteile auf 

konsolidierter Basis beachtet werden. 

3. Die Fondsleitung stellt ein angemessenes Liquiditätsmanagement sicher. Die Einzelheiten werden im 

Prospekt offengelegt. 

§ 9 Flüssige Mittel 

Die Fondsleitung darf zusätzlich angemessene flüssige Mittel in der Rechnungseinheit des Anlagefonds und 

in allen Währungen, in denen Anlagen zugelassen sind, halten. Als flüssige Mittel gelten Bankguthaben auf 

Sicht und auf Zeit mit Laufzeiten bis zu zwölf Monaten.  

B Anlagetechniken und -instrumente 

§ 10 Effektenleihe 

Die Fondsleitung tätigt keine Effektenleihe-Geschäfte. 

§ 11 Pensionsgeschäfte 

Die Fondsleitung tätigt keine Pensionsgeschäfte. 

§ 12 Derivate  

1. Die Fondsleitung darf Derivate einsetzen. Sie sorgt dafür, dass der Einsatz von Derivaten in seiner 

ökonomischen Wirkung auch unter ausserordentlichen Marktverhältnissen nicht zu einer Abweichung 

von den in diesem Fondsvertrag, im Prospekt und in den wesentlichen Informationen für die Anleger 

genannten Anlagezielen oder zu einer Veränderung des Anlagecharakters des Anlagefonds führt. Zu-

dem müssen die den Derivaten zu Grunde liegenden Basiswerte nach diesem Fondsvertrag als Anla-

gen zulässig sein. 

 Im Zusammenhang mit kollektiven Kapitalanlagen dürfen Derivate nur zum Zwecke der Währungsab-

sicherung eingesetzt werden. Vorbehalten bleibt die Absicherung von Markt-, Zins- und Kreditrisiken 

bei kollektiven Kapitalanlagen, sofern die Risiken eindeutig bestimmbar und messbar sind. 

2. Bei der Risikomessung gelangt der Commitment-Ansatz I zur Anwendung. Der Einsatz der Derivate 

übt unter Berücksichtigung der nach diesem Paragrafen notwendigen Deckung weder eine Hebelwir-

kung auf das Fondsvermögen aus noch entspricht dieser einem Leerverkauf. 

3. Es dürfen nur Derivat-Grundformen verwendet werden. Diese umfassen: 

a) Call- oder Put-Optionen, deren Wert bei Verfall linear von der positiven oder negativen Differenz 

zwischen dem Verkehrswert des Basiswerts und dem Ausübungspreis abhängt und null wird, 

wenn die Differenz das andere Vorzeichen hat; 

b) Swaps, deren Zahlungen linear und pfadunabhängig vom Wert des Basiswerts oder einem abso-

luten Betrag abhängen, sofern die Forderung nicht gegenüber Zweckgesellschaft besteht; 
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c) Termingeschäfte (Futures und Forwards), deren Wert linear vom Wert des Basiswerts abhängt. 

4. Der Einsatz von Derivaten ist in seiner ökonomischen Wirkung entweder einem Verkauf (engage-

mentreduzierendes Derivat) oder einem Kauf (engagementerhöhendes Derivat) eines Basiswerts 

ähnlich. 

5. a) Bei engagementreduzierenden Derivaten müssen die eingegangenen Verpflichtungen unter Vor-

behalt von Bst. b und d dauernd durch die dem Derivat zugrunde liegenden Basiswerte gedeckt 

sein. 

b) Eine Deckung mit anderen Anlagen als den Basiswerten ist bei engagementreduzierenden Deri-

vaten zulässig, die auf einen Index lauten, welcher 

- von einer externen, unabhängigen Stelle berechnet wird; 

- für die als Deckung dienenden Anlagen repräsentativ ist; 

- in einer adäquaten Korrelation zu diesen Anlagen steht. 

c) Die Fondsleitung muss jederzeit uneingeschränkt über die Basiswerte oder Anlagen verfügen 

können. 

d) Ein engagementreduzierendes Derivat kann bei der Berechnung der entsprechenden                

Basiswerte mit dem "Delta" gewichtet werden. 

6. Bei engagementerhöhenden Derivaten muss das Basiswertäquivalent einer Derivatposition dauernd 

durch geldnahe Mittel gemäss Art. 34 Abs. 5 KKV-FINMA gedeckt sein. Das Basiswertäquivalent be-

rechnet sich bei Futures, Optionen, Swaps und Forwards gemäss Anhang 1 der KKV-FINMA. 

7. Die Fondsleitung hat bei der Verrechnung von Derivatpositionen folgende Regeln zu berücksichtigen: 

a) Gegenläufige Positionen in Derivaten des gleichen Basiswerts sowie gegenläufige Positionen in 

Derivaten und in Anlagen des gleichen Basiswerts dürfen miteinander verrechnet werden unge-

achtet des Verfalls der Derivate („Netting“), wenn das Derivat-Geschäft einzig zum Zwecke ab-

geschlossen wurde, um die mit dem erworbenen Derivaten oder Anlagen im Zusammenhang 

stehenden Risiken zu eliminieren, dabei die wesentlichen Risiken nicht vernachlässigt werden 

und der Anrechnungsbetrag der Derivate nach Art. 35 KKV-FINMA ermittelt wird. 

b) Beziehen sich die Derivate bei Absicherungsgeschäften nicht auf den gleichen Basiswert wie der 

abzusichernde Vermögenswert, so sind für eine Verrechnung, zusätzlich zu den Regeln von Bst. 

a, die Voraussetzungen zu erfüllen („Hedging“), dass die Derivat-Geschäfte nicht auf einer Anla-

gestrategie beruhen dürfen, die der Gewinnerzielung dient. Zudem muss das Derivat zu einer 

nachweisbaren Reduktion des Risikos führen, die Risiken des Derivats müssen ausgeglichen 

werden, die zu verrechnenden Derivate, Basiswerte oder Vermögensgegenstände müssen sich 

auf die gleiche Klasse von Finanzinstrumenten beziehen und die Absicherungsstrategie muss 

auch unter aussergewöhnlichen Marktbedingungen effektiv sein. 

c) Derivate, die zur reinen Absicherung von Fremdwährungsrisiken eingesetzt werden und nicht zu 

einer Hebelwirkung führen oder zusätzliche Marktrisiken beinhalten, können ohne die Anforde-

rungen gemäss Bst. b bei der Berechnung des Gesamtengagements aus Derivaten verrechnet 

werden. 

d) Gedeckte Absicherungsgeschäfte durch Zinsderivate sind zulässig. Wandelanleihen dürfen bei 

der Berechnung des Engagements aus Derivaten unberücksichtigt bleiben. 

8. Die Fondsleitung kann sowohl standardisierte als auch nicht standardisierte Derivate einsetzen. Sie 

kann die Geschäfte mit Derivaten an einer Börse, an einem anderen geregelten, dem Publikum offen-

stehenden Markt oder OTC (Over-the-Counter) abschliessen. 
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9. a) Die Fondsleitung darf OTC-Geschäfte nur mit beaufsichtigten Finanzintermediären abschliessen, 

welche auf diese Geschäftsarten spezialisiert sind und eine einwandfreie Durchführung des Ge-

schäftes gewährleisten. Handelt es sich bei der Gegenpartei nicht um die Depotbank, hat erstere 

oder deren Garant eine hohe Bonität aufzuweisen. 

b) Ein OTC-Derivat muss täglich zuverlässig und nachvollziehbar bewertet und jederzeit zum Ver-

kehrswert veräussert, liquidiert oder durch ein Gegengeschäft glattgestellt werden können. 

c) Ist für ein OTC Derivat kein Marktpreis erhältlich, so muss der Preis anhand eines angemesse-

nen und in der Praxis anerkannten Bewertungsmodells gestützt auf den Verkehrswert der Basis-

werte, von denen das Derivat abgeleitet ist, jederzeit nachvollziehbar sein. Vor dem Abschluss 

eines Vertrags über ein solches Derivat sind grundsätzlich konkrete Offerten von mindestens 

zwei Gegenparteien einzuholen, wobei der Vertrag mit derjenigen Gegenpartei abzuschliessen 

ist, welche die preislich beste Offerte unterbreitet. Abweichungen von diesem Grundsatz sind zu-

lässig aus Gründen der Risikoverteilung oder wenn weitere Vertragsbestandteile wie Bonität oder 

Dienstleistungsangebot der Gegenpartei eine andere Offerte als insgesamt vorteilhafter für die 

Anleger erscheinen lassen. Ausserdem kann ausnahmsweise auf die Einholung von Offerten von 

mindestens zwei möglichen Gegenparteien verzichtet werden, wenn dies im besten Interesse der 

Anleger ist. Die Gründe hierfür sowie der Vertragsabschluss und die Preisbestimmung sind 

nachvollziehbar zu dokumentieren. 

d) Die Fondsleitung bzw. deren Beauftragten dürfen im Rahmen eines OTC-Geschäfts nur Sicher-

heiten entgegennehmen, welche die Anforderungen gemäss Art. 51 KKV-FINMA erfüllen. Der 

Emittent der Sicherheiten muss eine hohe Bonität aufweisen und die Sicherheiten dürfen nicht 

von der Gegenpartei oder von einer dem Konzern der Gegenpartei angehörigen oder davon ab-

hängigen Gesellschaft begeben sein. Die Sicherheiten müssen hoch liquide sein, zu einem 

transparenten Preis an einer Börse oder einem anderen geregelten, dem Publikum offenstehen-

den Markt gehandelt werden und mindestens börsentäglich bewertet werden. Die Fondsleitung 

bzw. deren Beauftragte müssen bei der Verwaltung der Sicherheiten die Pflichten und Anforde-

rungen gemäss Art. 52 KKV-FINMA erfüllen. Insbesondere müssen sie die Sicherheiten in Bezug 

auf Länder, Märkte und Emittenten angemessen diversifizieren, wobei eine angemessene Diver-

sifikation der Emittenten als erreicht gilt, wenn die von einem einzelnen Emittenten gehaltenen 

Sicherheiten nicht mehr als 20% des Nettoinventarwerts entsprechen. Vorbehalten bleiben Aus-

nahmen für öffentlich garantierte oder begebene Anlagen gemäss Art. 83 KKV. Weiter müssen 

die Fondsleitung bzw. deren Beauftragten die Verfügungsmacht und die Verfügungsbefugnis an 

den erhaltenen Sicherheiten bei Ausfall der Gegenpartei jederzeit und ohne Einbezug der Ge-

genpartei oder deren Zustimmung erlangen können. Die erhaltenen Sicherheiten sind bei der 

Depotbank zu verwahren. Die erhaltenen Sicherheiten können im Auftrag der Fondsleitung bei 

einer beaufsichtigten Drittverwahrstelle verwahrt werden, wenn das Eigentum an den Sicherhei-

ten nicht übertragen wird und die Drittverwahrstelle von der Gegenpartei unabhängig ist.  

10. Bei der Einhaltung der gesetzlichen und vertraglichen Anlagebeschränkungen (Maximal- und Mini-

mallimiten) sind die Derivate nach Massgabe der Kollektivanlagengesetzgebung zu berücksichtigen. 

11. Der Prospekt enthält weitere Angaben: 

- zur Bedeutung von Derivaten im Rahmen der Anlagestrategie; 

- zu den Auswirkungen der Derivatverwendung auf das Risikoprofil des Anlagefonds; 

- zu den Gegenparteirisiken von Derivaten; 

- zur Sicherheitenstrategie. 

§ 13 Aufnahme und Gewährung von Krediten 

1. Die Fondsleitung darf für Rechnung des Anlagefonds keine Kredite gewähren.  

2. Die Fondsleitung darf für höchstens 10 % des Nettofondsvermögens vorübergehend Kredite aufneh-

men.  
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§ 14 Belastung des Fondsvermögens 

1. Die Fondsleitung darf zu Lasten des Anlagefonds nicht mehr als 25% des Nettofondsvermögens ver-

pfänden oder zur Sicherung übereignen. 

2. Die Belastung des Fondsvermögens mit Bürgschaften ist nicht gestattet.  

C Anlagebeschränkungen 

§ 15 Risikoverteilung 

1. In die Risikoverteilungsvorschriften sind einzubeziehen: 

a) Anlagen gemäss § 8 mit Ausnahme der indexbasierten Derivate, sofern der Index hinreichend 

diversifiziert ist und für den Markt, auf den er sich bezieht, repräsentativ ist und in angemessener 

Weise veröffentlicht wird; 

b) flüssige Mittel gemäss § 9; 

c) Forderungen gegen Gegenparteien aus OTC-Geschäften. 

2. Gesellschaften, die auf Grund internationaler Rechnungslegungsvorschriften einen Konzern bilden, 

gelten als ein einziger Emittent. 

3. Die Fondsleitung darf einschliesslich der Derivate und strukturierten Produkte höchstens 10% des 

Fondsvermögens in Forderungswertpapiere, Forderungswertrechte und Geldmarktinstrumenten des-

selben Emittenten anlegen. Der Gesamtwert der Forderungswertpapiere, Forderungswertrechte und 

Geldmarktinstrumente der Emittenten, bei welchen mehr als 5% des Fondsvermögens angelegt sind, 

darf 60% des Fondsvermögens nicht übersteigen. Vorbehalten bleiben die Bestimmungen von Ziff. 5.  

Die Fondsleitung darf unter Einbezug der Derivate und strukturierte Produkte höchstens 5% des 

Fondsvermögens in Beteiligungswertpapiere und Beteiligungsrechte (Aktien, Genussscheine, Genos-

senschaftsanteile, Partizipationsscheine und ähnliches) von Unternehmen weltweit desselben Emit-

tenten anlegen.  

4. Die Fondsleitung darf höchstens 10% des Fondsvermögens in Guthaben auf Sicht und auf Zeit bei 

derselben Bank anlegen. In diese Limite sind sowohl die flüssigen Mittel gemäss § 9 als auch die An-

lagen in Bankguthaben gemäss § 8 einzubeziehen. 

5. Die Fondsleitung darf höchstens 5% des Fondsvermögens in OTC-Geschäften bei derselben Gegen-

partei anlegen. Ist die Gegenpartei eine Bank, die ihren Sitz in der Schweiz oder in einem Mitglied-

staat der Europäischen Union hat oder in einem anderen Staat, in welchem sie einer Aufsicht unter-

steht, die derjenigen in der Schweiz gleichwertig ist, so erhöht sich diese Limite auf 10% des Fonds-

vermögens. 

Die Fondsleitung tätigt keine Geschäfte mit OTC-Derivaten (OTC-Geschäfte) ab, in deren Rahmen 

Sicherheiten entgegengenommen werden. Entsprechend verfügt die Fondsleitung über keine Sicher-

heitenstrategie. 

6. Anlagen, Guthaben und Forderungen gemäss den vorstehenden Ziff. 3 bis 5 desselben Emittenten 

bzw. Schuldners dürfen insgesamt 10% des Gesamtfondsvermögens nicht übersteigen. Vorbehalten 

bleiben die höheren Limiten gemäss Ziff. 11 nachfolgend. 

7. Anlagen gemäss der vorstehenden Ziff. 3 derselben Unternehmensgruppe dürfen insgesamt 20% des 

Fondsvermögens nicht übersteigen. Vorbehalten bleiben die höheren Limiten gemäss Ziff. 11. 

8. Die Fondsleitung darf höchstens 5% des Fondsvermögens in Anteilen desselben Zielfonds anlegen. 
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9. Die Fondsleitung darf keine Beteiligungsrechte erwerben, die insgesamt mehr als 10% der Stimm-

rechte ausmachen oder die es ihr erlauben, einen wesentlichen Einfluss auf die Geschäftsleitung ei-

nes Emittenten auszuüben. 

10. Die Fondsleitung darf für das Fondsvermögen höchstens je 10% der Schuldverschreibungen und/oder 

Geldmarktinstrumente desselben Emittenten sowie höchstens 25% der Anteile an anderen kollektiven 

Kapitalanlagen erwerben. 

11. Die in Ziff. 3 oben erwähnte Grenze von 10% ist auf 35% angehoben, wenn die Effekten oder Geld-

marktinstrumente von der Schweizer Eidgenossenschaft begeben werden. Die vorgenannten Effekten 

oder Geldmarktinstrumente bleiben bei der Anwendung der Grenze von 60% nach Ziff. 3 ausser Be-

tracht. Die Einzellimiten von Ziff. 3 und 5 dürfen mit der vorliegenden Limite von 35% nicht kumuliert 

werden. 

IV. Berechnung des Nettoinventarwertes sowie Ausgabe und Rücknahme von 
Anteilen 

§ 16 Berechnung des Nettoinventarwertes 

1. Der Nettoinventarwert des Anlagefonds und der Anteil der einzelnen Klassen (Quoten) wird zum Ver-

kehrswert auf Ende des Rechnungsjahres sowie für jeden Tag, an dem Anteile ausgegeben    oder 

zurückgenommen werden, in CHF berechnet. Für Tage, an welchen die Börsen bzw. Märkte der 

Hauptanlageländer des Anlagefonds geschlossen sind (z.B. Banken- und Börsenfeiertage), findet kei-

ne Berechnung des Fondsvermögens statt. 

2. An einer Börse oder an einem anderen geregelten, dem Publikum offenstehenden Markt gehandelte 

Anlagen sind mit den am Hauptmarkt bezahlten aktuellen Kursen zu bewerten. Andere Anlagen oder 

Anlagen, für die keine aktuellen Kurse verfügbar sind, sind mit dem Preis zu bewerten, der bei sorgfäl-

tigem Verkauf im Zeitpunkt der Schätzung wahrscheinlich erzielt würde. Die Fondsleitung wendet in 

diesem Fall zur Ermittlung des Verkehrswertes angemessene und in der Praxis anerkannte Bewer-

tungsmodelle und -grundsätze an. 

3. Offene kollektive Kapitalanlagen werden mit ihrem Rücknahmepreis bzw. Nettoinventarwert bewertet. 

Werden sie regelmässig an einer Börse oder an einem anderen geregelten, dem Publikum offenste-

henden Markt gehandelt, so kann die Fondsleitung diese gemäss Ziff. 2 bewerten. 

4. Der Wert von Geldmarktinstrumenten, welche nicht an einer Börse oder an einem anderen geregel-

ten, dem Publikum offen stehenden Markt gehandelt werden, wird wie folgt bestimmt: Der Bewer-

tungspreis solcher Anlagen wird, ausgehend vom Nettoerwerbspreis, unter Konstanthaltung der dar-

aus berechneten Anlagerendite, sukzessiv dem Rückzahlungspreis angeglichen. Bei wesentlichen 

Änderungen der Marktbedingungen wird die Bewertungsgrundlage der einzelnen Anlagen der neuen 

Marktrendite angepasst. Dabei wird bei fehlendem aktuellem Marktpreis in der Regel auf die Bewer-

tung von Geldmarktinstrumenten mit gleichen Merkmalen (Qualität und Sitz des Emittenten, Ausga-

bewährung, Laufzeit) abgestellt. 

5. Bankguthaben werden mit ihrem Forderungsbetrag plus aufgelaufene Zinsen bewertet. Bei wesentli-

chen Änderungen der Marktbedingungen oder der Bonität wird die Bewertungsgrundlage für Bankgut-

haben auf Zeit den neuen Verhältnissen angepasst. 

6. Der Nettoinventarwert eines Anteils einer Klasse ergibt sich aus der der betreffenden Anteilsklasse 

am Verkehrswert des Fondsvermögens zukommenden Quote, vermindert um allfällige Verbindlichkei-

ten des Anlagefonds, die der betreffenden Anteilsklasse zugeteilt sind, dividiert durch die Anzahl der 

im Umlauf befindlichen Anteile der entsprechenden Klasse. Er wird auf 1/100 der Rechnungseinheit 

gerundet. 

7. Die Quoten am Verkehrswert des Nettofondsvermögens (Fondsvermögen abzüglich der Verbindlich-

keiten), welche den jeweiligen Anteilsklassen zuzurechnen sind, werden erstmals bei der Erstausgabe 
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mehrerer Anteilsklassen (wenn diese gleichzeitig erfolgt) oder der Erstausgabe einer weiteren Anteils-

klasse auf der Basis der dem Fonds für jede Anteilsklasse zufliessenden Betreffnisse bestimmt. Die 

Quote wird bei folgenden Ereignissen jeweils neu berechnet: 

a) bei der Ausgabe und Rücknahme von Anteilen; 

b) auf den Stichtag von Ausschüttungen, sofern (i) solche Ausschüttungen nur auf einzelnen An-

teilsklassen (Ausschüttungsklassen) anfallen oder sofern (ii) die Ausschüttungen der verschie-

denen Anteilsklassen in Prozenten ihres jeweiligen Nettoinventarwertes unterschiedlich ausfallen 

oder sofern (iii) auf den Ausschüttungen der verschiedenen Anteilsklassen in Prozenten der Aus-

schüttung unterschiedliche Kommissions- oder Kostenbelastungen anfallen; 

c) bei der Inventarwertberechnung, im Rahmen der Zuweisung von Verbindlichkeiten (einschliess-

lich der fälligen oder aufgelaufenen Kosten und Kommissionen) an die verschiedenen Anteils-

klassen, sofern die Verbindlichkeiten der verschiedenen Anteilsklassen in Prozenten ihres jewei-

ligen Nettoinventarwertes unterschiedlich ausfallen, namentlich, wenn (i) für die verschiedenen 

Anteilsklassen unterschiedliche Kommissionssätze zur Anwendung gelangen oder wenn (ii) klas-

senspezifische Kostenbelastungen erfolgen; 

d) bei der Inventarwertberechnung, im Rahmen der Zuweisung von Erträgen oder Kapitalerträgen 

an die verschiedenen Anteilsklassen, sofern die Erträge oder Kapitalerträge aus Transaktionen 

anfallen, die nur im Interesse einer Anteilsklasse oder im Interesse mehrerer Anteilsklassen, 

nicht jedoch proportional zu deren Quote am Nettofondsvermögen, getätigt wurden. 

§ 17 Ausgabe und Rücknahme von Anteilen 

1. Zeichnungs- oder Rücknahmeanträge für Anteile werden am Auftragstag bis zu einem bestimmten im 

Prospekt genannten Zeitpunkt entgegengenommen. Der für die Ausgabe und Rücknahme massge-

bende Preis der Anteile wird frühestens an dem Auftragstag folgenden Bankwerktag (Bewertungstag) 

ermittelt (Forward Pricing). Der Prospekt regelt die Einzelheiten. 

2. Der Ausgabe- und Rücknahmepreis der Anteile basiert auf dem am Bewertungstag gestützt auf die 

Schlusskurse des Vortages gemäss § 16 berechneten Nettoinventarwert je Anteil. Bei der Ausgabe 

und Rücknahme von Anteilen kann zum Nettoinventarwert eine Ausgabekommission gemäss § 18 

zugeschlagen resp. eine Rücknahmekommission gemäss § 18 vom Nettoinventarwert abgezogen 

werden. 

Die Nebenkosten für den An- und Verkauf der Anlagen (namentlich marktübliche Courtagen, Kom-

missionen, Steuern und Abgaben), die dem Anlagefonds aus der Anlage des einbezahlten Betrages 

bzw. aus dem Verkauf eines dem gekündigten Anteil entsprechenden Teils der Anlagen erwachsen, 

werden dem Fondsvermögen belastet. 

3. Die Fondsleitung kann die Ausgabe der Anteile jederzeit einstellen sowie Anträge auf Zeichnung oder 

Umtausch von Anteilen zurückweisen. 

4. Die Fondsleitung kann im Interesse der Gesamtheit der Anleger die Rückzahlung der Anteile vorüber-

gehend und ausnahmsweise aufschieben, wenn: 

a) ein Markt, welcher Grundlage für die Bewertung eines wesentlichen Teils des Fondsvermögens 

bildet, geschlossen ist oder wenn der Handel an einem solchen Markt beschränkt oder ausge-

setzt ist; 

b) ein politischer, wirtschaftlicher, militärischer, monetärer oder anderer Notfall vorliegt; 

c) wegen Beschränkungen des Devisenverkehrs oder Beschränkungen sonstiger Übertragungen 

von Vermögenswerten Geschäfte für den Anlagefonds undurchführbar werden; 
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d) zahlreiche Anteile gekündigt werden und dadurch die Interessen der übrigen Anleger wesentlich 

beeinträchtigt werden können. 

5. Die Fondsleitung teilt den Entscheid über den Aufschub unverzüglich der Prüfgesellschaft, der Auf-

sichtsbehörde sowie in angemessener Weise den Anlegern mit. 

6. Solange die Rückzahlung der Anteile aus den unter Ziff. 4 Bst. a bis c genannten Gründen aufge-

schoben ist, findet keine Ausgabe von Anteilen statt. 

V. Vergütungen und Nebenkosten 

§ 18 Vergütungen und Nebenkosten zulasten der Anleger 

1. Bei der Ausgabe von Anteilen kann dem Anleger eine Ausgabekommission zugunsten der Fondslei-

tung, der Depotbank und/oder von Vertreibern im In- und Ausland von zusammen höchstens 3.00% 

des Nettoinventarwertes belastet werden. Der zurzeit massgebliche Höchstsatz ist aus dem Prospekt 

ersichtlich. 

2. Bei der Rücknahme von Anteilen wird dem Anleger keine Rücknahmekommission belastet. 

3. Für die Auszahlung des Liquidationsbetreffnisses im Falle einer Liquidation des Anlagefonds kann die 

Depotbank dem Anleger eine Kommission von höchstens 0.30% des Nettoinventarwertes pro Anteil 

belasten. 

§ 19 Vergütungen und Nebenkosten zulasten des Fondsvermögens 

1. Für die Leitung, die Vermögensverwaltung und die Vertriebstätigkeit in Bezug auf den Anlagefonds 

stellt die Fondsleitung zulasten des Anlagefonds eine Kommission von jährlich maximal 1.00% des 

Nettoinventarwertes des Anlagefonds in Rechnung, die pro rata temporis bei jeder Berechnung des 

Nettoinventarwertes dem Fondsvermögen belastet und jeweils am Quartalsende ausbezahlt wird 

(Verwaltungskommission, inkl. Vertriebskommission). 

Der effektiv angewandte Satz der Verwaltungskommission ist jeweils aus dem Jahres- und Halbjah-

resbericht ersichtlich. 

2. Zusätzlich erhebt die Fondsleitung eine erfolgsbezogene Kommission („Performance Fee“) in Höhe 

von 10% der jährlichen Nettoinventarwertentwicklung je Anteil, sofern der Nettoinventarwert je Anteil 

zum Geschäftsjahresende höher ist als der höchste Nettoinventarwert je Anteil der vorangegangenen 

Geschäftsjahresenden (High Watermark Prinzip). 

High Watermark Prinzip: 

Eine allfällige Performance Fee wird jährlich per 31. Dezember für das abgelaufene Geschäftsjahr er-

hoben und an die Fondsleitung ausbezahlt, sofern die High Watermark überschritten wurde. Falls der 

Anteilswert am letzten Bewertungstag jenes Geschäftsjahres höher als die bisherige High Watermark 

ist, so wird die High Watermark neu auf den errechnetet Anteilswert am letzten Bewertungstag jenes 

Geschäftsjahres gesetzt. Liegt der Anteilspreis unterhalb der bisherigen High Watermark, so bleibt die 

High Watermark unverändert.  

Die Anteilswertentwicklung wird, beginnend am Anfang jedes Geschäftsjahres, bewertungstäglich 

durch Vergleich des aktuellen Anteilwerts zum höchsten Anteilswert der vorangegangenen Geschäfts-

jahresenden (High Watermark) errechnet. Bestehen im Anlagefonds unterschiedliche Anteilsklassen, 

wird der Anteilswert pro Anteilsklasse für die Berechnung zugrunde gelegt. Die Berechnungsbasis der 

Anteilswertentwicklung wird bei Thesaurierung um den Verrechnungssteuerbetrag adjustiert. 

An Bewertungstagen, an denen der aktuelle Anteilswert die High Watermark übertrifft, verändert sich 

der abgegrenzte Gesamtbetrag nach der oben dargestellten Methode. An den Bewertungstagen, an 

denen der aktuelle Anteilswert die High Watermark unterschreitet, wird der abgegrenzte Gesamtbe-
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trag aufgelöst. Als Basis der Berechnung werden die Daten des vorherigen Bewertungstages (am 

Geschäftsjahresende taggleich) herangezogen. 

Der zum letzten Bewertungstag der Abrechnungsperiode berechnete Betrag wird, sofern eine auszah-

lungsfähige Performance Fee vorliegt, dem Anlagefonds zulasten der betreffenden Anteilsklasse am 

Ende des Geschäftsjahres entnommen.  

3. Für die Aufbewahrung des Fondsvermögens, die Besorgung des Zahlungsverkehrs des Anlagefonds 

und die sonstigen in § 4 aufgeführten Aufgaben der Depotbank belastet die Depotbank dem Anlage-

fonds eine Kommission von jährlich maximal 0.15% des Nettoinventarwertes des Anlagefonds, die 

pro rata temporis bei jeder Berechnung des Nettoinventarwertes dem Fondsvermögen belastet und 

jeweils am Quartalsende ausbezahlt wird (Depotbankkommission).  

Der effektiv angewandte Satz der Depotbankkommission ist jeweils aus dem Jahres- und Halbjahres-

bericht ersichtlich. 

4. Für die Auszahlung des Jahresertrages an die Anleger belastet die Depotbank dem Anlagefonds eine 

Kommission von maximal 0.30% des Bruttobetrages der Ausschüttung. 

5. Fondsleitung und Depotbank haben ausserdem Anspruch auf Ersatz der folgenden Auslagen, die 

ihnen in Ausführung des Fondsvertrages entstanden sind:  

a) Kosten für den An- und Verkauf von Anlagen, namentlich marktübliche Courtagen, Kommissio-

nen, Steuern und Abgaben, sowie Kosten für die Überprüfung und Aufrechterhaltung von Quali-

tätsstandards bei physischen Anlagen; 

b) Abgaben der Aufsichtsbehörde für die Gründung, Änderung, Liquidation, Fusion oder Vereini-

gung des Anlagefonds; 

c) Jahresgebühr der Aufsichtsbehörde; 

d) Honorare der Prüfgesellschaft für die jährliche Prüfung sowie für Bescheinigungen im Rahmen 

der Gründung, Änderungen, Liquidation, Fusion oder Vereinigungen des Anlagefonds; 

e) Honorare für Rechts- und Steuerberater im Zusammenhang mit der Gründung, Änderungen, Li-

quidation, Fusion oder Vereinigung des Anlagefonds sowie der allgemeinen Wahrnehmung der 

Interessen des Anlagefonds und seiner Anleger; 

f)      Kosten für die Publikation des Nettoinventarwertes des Anlagefonds sowie sämtliche Kosten für 

Mitteilungen an die Anleger einschliesslich der Übersetzungskosten, welche nicht einem Fehl-

verhalten der Fondsleitung zuzuschreiben sind; 

g) Kosten für den Druck juristischer Dokumente sowie Jahres- und Halbjahresberichte des Anlage-

fonds; 

h) Kosten für eine allfällige Eintragung des Anlagefonds bei einer ausländischen Aufsichtsbehörde, 

namentlich von der ausländischen Aufsichtsbehörde erhobene Kommissionen, Übersetzungs-

kosten sowie die Entschädigung des Vertreters oder der Zahlstelle im Ausland; 

i)      Kosten im Zusammenhang mit der Ausübung von Stimmrechten oder Gläubigerrechten durch 

den Anlagefonds, einschliesslich der Honorarkosten für externe Berater; 

j)   Kosten und Honorare im Zusammenhang mit im Namen des Fonds eingetragenem geistigen Ei-

gentum oder mit Nutzungsrechten des Fonds; 
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k) alle Kosten, die durch die Ergreifung ausserordentlicher Schritte zur Wahrung der                    

Anlegerinteressen durch die Fondsleitung, den Vermögensverwalter kollektiver Kapitalanlagen 

oder die Depotbank verursacht werden. 

6. Die Kosten nach Ziff. 5 Bst. a werden direkt dem Einstandswert zugeschlagen bzw. dem Verkaufswert 

abgezogen.  

7. Die Fondsleitung und deren Beauftragte bezahlen weder Retrozessionen zur Entschädigung der Ver-

triebstätigkeit von Fondsanteilen noch Rabatte, um die auf den Anleger entfallenden, dem Fonds be-

lasteten Gebühren und Kosten zu reduzieren. 

8. Die Verwaltungskommission der Zielfonds, in die investiert wird, darf unter Berücksichtigung von all-

fälligen Retrozessionen und Rabatten höchstens 3.00% p.a. betragen. Im Jahresbericht ist der maxi-

male Satz der Verwaltungskommissionen der Zielfonds, in die investiert wird, unter Berücksichtigung 

von allfälligen Retrozessionen und Rabatten anzugeben. 

9. Erwirbt die Fondsleitung Anteile anderer kollektiver Kapitalanlagen, die unmittelbar oder mittelbar von 

ihr selbst oder von einer Gesellschaft verwaltet werden, mit der sie durch gemeinsame Verwaltung 

oder Beherrschung oder durch eine wesentliche direkte oder indirekte Beteiligung verbunden ist ("ver-

bundene Zielfonds"), so dürfen bei solchen Anlagen allfällige Ausgabe- oder Rücknahmekommissio-

nen der verbundenen Zielfonds nicht dem Anlagefonds belasten werden. 

VI. Rechenschaftsablage und Prüfung 

§ 20 Rechenschaftsablage 

1. Die Rechnungseinheit des Anlagefonds ist der Schweizer Franken. 

2. Das Rechnungsjahr läuft jeweils vom 1. Januar bis am 31. Dezember.  

3. Innerhalb von vier Monaten nach Abschluss des Rechnungsjahres veröffentlicht die Fondsleitung ei-

nen geprüften Jahresbericht des Anlagefonds. 

4. Innerhalb von zwei Monaten nach Ablauf der ersten Hälfte des Rechnungsjahres veröffentlicht die 

Fondsleitung einen Halbjahresbericht. 

5. Das Auskunftsrecht des Anlegers gemäss § 5 Ziff. 4 bleibt vorbehalten. 

§ 21 Prüfung 

Die Prüfgesellschaft prüft, ob die Fondsleitung und die Depotbank die gesetzlichen und vertraglichen Vor-

schriften wie auch die allenfalls auf sie anwendbaren Standesregeln der Asset Management Association 

Switzerland eingehalten haben. Ein Kurzbericht der Prüfgesellschaft zur publizierten Jahresrechnung er-

scheint im Jahresbericht. 

VII. Verwendung des Erfolges 

§ 22 

1. Der Nettoertrag des Anlagefonds wird jährlich spätestens innerhalb von vier Monaten nach Abschluss 

des Rechnungsjahres dem Fondsvermögen zur Wiederanlage hinzugefügt. Die Fondsleitung kann 

auch Zwischenthesaurierungen des Ertrages beschliessen. Vorbehalten bleiben allfällige auf der Wie-

deranlage erhobene Steuern und Abgaben. 
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2. Realisierte Kapitalgewinne aus der Veräusserung von Sachen und Rechten können von der Fondslei-

tung ausgeschüttet oder zur Wiederanlage zurückbehalten werden. 

VIII. Publikationen des Anlagefonds 

§ 23 

1. Publikationsorgan des Anlagefonds ist das im Prospekt genannte Printmedium oder elektronische 

Medium. Der Wechsel des Publikationsorgans ist im Publikationsorgan anzuzeigen.  

2. Im Publikationsorgan werden insbesondere Zusammenfassungen wesentlicher Änderungen des 

Fondsvertrages unter Hinweis auf die Stellen, bei denen die Änderungen im Wortlaut kostenlos bezo-

gen werden können, der Wechsel der Fondsleitung und/oder der Depotbank, die Schaffung, Aufhe-

bung oder Vereinigung von Anteilsklassen sowie die Auflösung des Anlagefonds veröffentlicht. Ände-

rungen, die von Gesetzes wegen erforderlich sind, welche die Rechte der Anleger nicht berühren oder 

die ausschliesslich formeller Natur sind, können mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde von der Publi-

kationspflicht ausgenommen werden. 

3. Die Fondsleitung publiziert die Ausgabe- und Rücknahmepreise bzw. den Nettoinventarwert mit dem 

Hinweis "exklusive Kommissionen" aller Anteilsklassen bei jeder Ausgabe und Rücknahme von Antei-

len in den im Prospekt genannte Printmedium oder elektronischen Medium. Die Preise werden min-

destens zweimal im Monat publiziert. Die Wochen und Wochentage, an denen die Publikation statt-

findet, werden im Prospekt festgelegt.  

4. Der Prospekt mit integriertem Fondsvertrag, die wesentlichen Informationen für die Anlegerinnen und 

Anleger sowie die jeweiligen Jahres- und Halbjahresberichte können bei der Fondsleitung, der Depot-

bank und bei allen Vertreibern kostenlos bezogen werden. 

IX. Umstrukturierung und Auflösung  

§ 24 Vereinigung 

1. Die Fondsleitung kann mit Zustimmung der Depotbank Anlagefonds vereinigen, indem sie auf den 

Zeitpunkt der Vereinigung die Vermögenswerte und Verbindlichkeiten des bzw. der zu übertragenden 

Anlagefonds auf den übernehmenden Anlagefonds überträgt. Die Anleger des übertragenden Anlage-

fonds erhalten Anteile am übernehmenden Anlagefonds in entsprechender Höhe. Auf den Zeitpunkt 

der Vereinigung wird der übertragende Anlagefonds ohne Liquidation aufgelöst und der Fondsvertrag 

des übernehmenden Anlagefonds gilt auch für den übertragenden Anlagefonds. 

2. Anlagefonds können nur vereinigt werden, sofern: 

a) die entsprechenden Fondsverträge dies vorsehen;  

b) sie von der gleichen Fondsleitung verwaltet werden; 

c) die entsprechenden Fondsverträge bezüglich folgender Bestimmungen grundsätzlich überein-

stimmen: 

- die Anlagepolitik, die Anlagetechniken, die Risikoverteilung sowie die mit der Anlage verbunde-

nen Risiken, 

- die Verwendung des Nettoertrages und der Kapitalgewinne aus der Veräusserung von Sachen 

und Rechten, 

- die Art, die Höhe und die Berechnung aller Vergütungen, die Ausgabe- und Rücknahmekom-

missionen sowie die Nebenkosten für den An- und Verkauf von Anlagen (Courtagen, Gebüh-

ren, Abgaben), die dem Fondsvermögen oder den Anlegern belastet werden dürfen, 

- die Rücknahmebedingungen, 
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- die Laufzeit des Vertrages und die Voraussetzungen der Auflösung;  

d) am gleichen Tag die Vermögen der beteiligten Anlagefonds bewertet, das Umtauschverhältnis 

berechnet und die Vermögenswerte und Verbindlichkeiten übernommen werden;  

e) weder den Anlagefonds noch den Anlegern daraus Kosten erwachsen. 

Vorbehalten bleiben die Bestimmungen gemäss § 19 Ziff. 5 Bst. b, d und e. 

3. Wenn die Vereinigung voraussichtlich mehr als einen Tag in Anspruch nimmt, kann die Aufsichtsbe-

hörde einen befristeten Aufschub der Rückzahlung der Anteile der beteiligten Anlagefonds bewilligen. 

4. Die Fondsleitung legt mindestens einen Monat vor der geplanten Veröffentlichung die beabsichtigten 

Änderungen des Fondsvertrages sowie die beabsichtigte Vereinigung zusammen mit dem Vereini-

gungsplan der Aufsichtsbehörde zur Überprüfung vor. Der Vereinigungsplan enthält Angaben zu den 

Gründen der Vereinigung, zur Anlagepolitik der beteiligten Anlagefonds und den allfälligen Unter-

schieden zwischen dem übernehmenden und dem übertragenden Anlagefonds, zur Berechnung des 

Umtauschverhältnisses, zu allfälligen Unterschieden in den Vergütungen, zu allfälligen Steuerfolgen 

für die Anlagefonds sowie die Stellungnahme der zuständigen kollektivanlagerechtlichen Prüfgesell-

schaft. 

5. Die Fondsleitung publiziert die beabsichtigten Änderungen des Fondsvertrages nach § 23 Ziff. 2 sowie 

die beabsichtigte Vereinigung und deren Zeitpunkt zusammen mit dem Vereinigungsplan mindestens 

zwei Monate vor dem von ihr festgelegten Stichtag im Publikationsorgan der beteiligten Anlagefonds. 

Dabei weist sie die Anleger darauf hin, dass diese bei der Aufsichtsbehörde innert 30 Tagen nach der 

Publikation bzw. Mitteilung Einwendungen gegen die beabsichtigten Änderungen des Fondsvertrages 

erheben oder die Rückzahlung ihrer Anteile in bar verlangen können. 

6. Die Prüfgesellschaft überprüft unmittelbar die ordnungsgemässe Durchführung der Vereinigung und 

äussert sich dazu in einem Bericht zuhanden der Fondsleitung und der Aufsichtsbehörde.  

7. Die Fondsleitung meldet der Aufsichtsbehörde den Abschluss der Vereinigung und publiziert den Voll-

zug der Vereinigung, die Bestätigung der Prüfgesellschaft zur ordnungsgemässen Durchführung so-

wie das Umtauschverhältnis ohne Verzug im Publikationsorgan der beteiligten Anlagefonds. 

8. Die Fondsleitung erwähnt die Vereinigung im nächsten Jahresbericht des übernehmenden Anlage-

fonds und im allfällig vorher zu erstellenden Halbjahresbericht. Für den übertragenden Anlagefonds ist 

ein geprüfter Abschlussbericht zu erstellen, falls die Vereinigung nicht auf den ordentlichen Jahresab-

schluss fällt. 

§ 25 Laufzeit des Anlagefonds und Auflösung 

1. Der Anlagefonds besteht auf unbestimmte Zeit. 

2. Die Fondsleitung oder die Depotbank können die Auflösung des Anlagefonds durch Kündigung des 

Fondsvertrages fristlos herbeiführen. 

3. Der Anlagefonds kann durch Verfügung der Aufsichtsbehörde aufgelöst werden, insbesondere wenn 

er spätestens ein Jahr nach Ablauf der Zeichnungsfrist (Lancierung) oder einer längeren, durch die 

Aufsichtsbehörde auf Antrag der Depotbank und der Fondsleitung erstreckten Frist nicht über ein Net-

tovermögen von mindestens 5 Millionen Schweizer Franken (oder Gegenwert) verfügt. 

4. Die Fondsleitung gibt der Aufsichtsbehörde die Auflösung unverzüglich bekannt und veröffentlicht sie 

im Publikationsorgan.  

5. Nach erfolgter Kündigung des Fondsvertrages darf die Fondsleitung den Anlagefonds unverzüglich 

liquidieren. Hat die Aufsichtsbehörde die Auflösung des Anlagefonds verfügt, so muss dieser unver-

züglich liquidiert werden. Die Auszahlung des Liquidationserlöses an die Anleger ist der Depotbank 
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übertragen. Sollte die Liquidation längere Zeit beanspruchen, kann der Erlös in Teilbeträgen ausbe-

zahlt werden. Vor der Schlusszahlung muss die Fondsleitung die Bewilligung der Aufsichtsbehörde 

einholen. 

X. Änderung des Fondsvertrages 

§ 26  

Soll der vorliegende Fondsvertrag geändert werden, oder besteht die Absicht, Anteilsklassen zu ver-

einigen oder die Fondsleitung oder die Depotbank zu wechseln, so hat der Anleger die Möglichkeit, 

bei der Aufsichtsbehörde innert 30 Tagen nach der Publikation bzw. Mitteilung Einwendungen zu er-

heben. In der Publikation informiert die Fondsleitung die Anleger darüber, auf welche Fondsvertrags-

änderungen sich die Prüfung und die Feststellung der Gesetzeskonformität durch die FINMA erstre-

cken. Bei einer Änderung des Fondsvertrages (inkl. Vereinigung von Anteilsklassen) können die An-

leger überdies unter Beachtung der vertraglichen Frist die Auszahlung ihrer Anteile in bar verlangen. 

Vorbehalten bleiben die Fälle gemäss § 23 Ziff. 2, welche mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde von 

der Publikationspflicht ausgenommen sind. 

XI. Anwendbares Recht und Gerichtsstand        

§ 27  

1. Der Anlagefonds untersteht schweizerischem Recht, insbesondere dem Bundesgesetz über die kol-

lektiven Kapitalanlagen vom 23. Juni 2006, der Verordnung über die kollektiven Kapitalanlagen vom 

22. November 2006 sowie der Verordnung der FINMA über die kollektiven Kapitalanlagen vom 27. 

August 2014. 

 Der Gerichtsstand ist der Sitz der Fondsleitung. 

2. Für die Auslegung des Fondsvertrages ist die deutsche Fassung massgebend. 

3. Der vorliegende Fondsvertrag tritt am 13. Juni 2022 in Kraft. 

4. Der vorliegende Fondsvertrag ersetzt den Fondsvertrag vom 06. September 2018. 

5. Bei der Genehmigung des Fondsvertrags prüft die FINMA ausschliesslich die Bestimmungen nach 

Art. 35a Abs. 1 Bst. a–g KKV und stellt deren Gesetzeskonformität fest. 

Genehmigt von der Eidgenössischen Finanzmarktaufsicht am 13. Juni 2022. 

 

Die Fondsleitung: IPConcept (Schweiz) AG, Zürich 

 

Die Depotbank: DZ PRIVATBANK (Schweiz) AG, Zürich 


